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: von den jetzigen Mindereinnahmen ausgleichen laſſen wird und muß. den beſtehenden Finanzverhältniſſen kann ſich der preußiſche Staat der 
ö Amt lich GE? Man könnte ja annehmen, daß das Defizit, welchesimExtra⸗ direkten Steuern kaum gan; entſchlagen, dieſelben bilden den 
Berlin, 31. Oktober. Der Kaiſer hat geruht: den Königlich | ordinarium und im Ordinarium zuſammen in run ſeſten Kern, an den ſich die indirekten Steuern und alle 
preußischen Regierungs⸗ Rath Hans Robert Eduard Hohenfeldt zum | der Zahl 47 Millionen beträgt, ſich durch eine Veräußerung anderen Staatseinnahmen anſchließen. (Sehr wahr! links.) 
Kaiſerlichen Regierungs⸗Rath und ſtändigen Hülfsarbeiter im Reichs⸗ der Aktivkapitalien⸗Fonds, welche etwa 25 Millionen Mark betragen, kommen. Dies ſchließt nicht aus, mittelſt beweglicher Steuererlaſſe den 
kanzler⸗Amt zu ernennen. decken ließe, indeſſen würde daraus immer nur ein jo viel geringeres | in Ausſicht geſtellten Anforderungen zu genügen. Die Arbeiten für die 
Der König hat gerubt: in Folge der von der Stadtverordneten⸗ Defizit hervorgehen, was doch durch eine Anleihe gedeckt werden müßte. Reform der Steuergeſetzgebung ſind in ausgedehnter Weiſe in Angriff 
Verſammlung zu Düſſeldorf getroffenen Wahl den feitherigen Gerichts-⸗[ Abgeſehen hiervon, möchte ich auch nicht dazu rathen, die zinsbaren | genommen und ſollen ſchnell und ſachgemäß gefördert werden. Ich 
Aſſeſſor Adolf Friedrich daſelbſt als beſoldeten Beigeordneten der [ Aktivkapitalien des Staates dazu zu verwenden, um die Löcher in der hoffe in der nächſten Seſſion die Vorlagen machen zu können. Zur 
Stadt Duſſeldorf für die geſetzliche Amtsdauer von zwölf Jahren zu | laufenden Verwaltung zu decken; man kann immerhin annehmen, daß Ausgleichung den Kommunen * wird die Staatsregierung Ge⸗ 
beſtätigen. dieſe Kapitalien mit der Zeit eine nützlichere Verwendung finden wer- | lebe vorlegen, wonach gewiſſe Einkünfte ausſchließlich den Kommunen 
den, wenn der Moment dazu einmal gegeben fein wird. Hiernach tritt | zu Gute kommen ſollen. Eine Steuer aber, welche ſich überlebt hat, 
die Finanzverwaltung in das nächſte Etatsjahr ein, ohne daß Ueber⸗ bedarf einer ernſtlichen Reviſion, nämlich die Ste mpelſteuer. Die⸗ 
Vom Landtage. ſchüſſe aus der laufenden Verwaltung erwartet werden dürfen und felbe beruht auf dem Geſetz vom 7. März 1822 und gleicht nach meiner 
ohne Ausſicht auf irgend welche extraordinäre Einnahmen. Die Finanz: Auffaſſung einer Ruine, die nur mit den künſtlichſten Mitteln aufrecht 
3. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. Verwaltung iſt lediglich angewieſen auf die Einnahmen des Staats, erhalten werden kann. Sie bietet noch einer Seite hin eine ſehr erheb⸗ 
Berlin, 31. Oktober. 1 Uhr. Am Miniſtertiſche der Finanzmi⸗ | und unter dieſen Umſtänden iſt die alleräußerſte Sparſamkeit am Platze. liche Lücke. Es ſcheint mir nothwendig, daß dieſe Lücke ausgefüllt 
niſter Bitter und Geh Rath Röttger. An ſich hat dieſe Finanzlage nichts Erſchreckendes. Die Haupturſache] werde; ich habe die Initiative hierzu ergriffen und bemerke, daß ich ſie 
, Die heutige Sitzung iſt der Entgegennahme von Vorlagen der dieſer wenig erfreulichen Lage ift und bleibt immer der verminderte in der Bezeichnung der Börſen⸗ und Bankſteuer zuſammen⸗ 
G Staatsregierung gewidmet. g öffentliche Verkehr, die alle Seiten des Staatskörpers durchdringende | falle. (Beifall.) Demnächſt leidet die Geſetzgebung ganz außerordent- 
Finanzminiſter Bitter: Ich habe die Ehre mit allerhöchſter [Verkehrskriſis, insbeſondere die Verminderung der Betriebseinnahmen, lich unter einer Menge von Härten und Ungleichheiten, die bisher jo 
Ermächtigung dem hohen Haufe den Etat für das Jahr 188081, To: welche auch im gegenwärtigen Etat eine nicht unbedeutende Rolle ſpielt. viel als möglich durch Miniſterialverfügungen ausgeglichen worden ſind, 
wie die dazu gehörigen Geſetzentwürfe vorzulegen. Die Einnahmen Die Bergwerksverwaltung figurirt hier mit einer Mindereinnahme von aber doch einer gejeglichen Regelung bedürfen. Das Stempelgeſetz 
beziffern ſich auf 720,712,391 M., die Ausgaben im Ordinarium auf | 9,257,203, die Eiſenbahnverwaltung mit einer ſolchen von über 5 Mil- müßte von oben an ganz neu aufgeſtellt werben. Dies iſt aber nicht 
` 726,319,741 M., ſo daß ſich eine Mehrausgabe in der laufenden Ver⸗ lionen, die Verwaltung des vormaligen Staatsichages mit einer ſolchen] möglich wegen feiner vielfachen Beziehungen zu dem deutſchen Zivil- 
d waltung von 5,607,350 M. ergiebt. Gegen das Defizit im Ordi⸗ | von nahezu 4 Millionen Mk. Dieſem gegenüber geht zwar eine ziemlich geſetzbuch, deſſen Fertigstellung trotz der ſorgfältigſten Arbeit doch nicht 
5 narium des laufenden Jahres Ke iſt das im vorliegenden nt: | hohe Mehreinnahme, welche aber ſofort wieder ſchwindet, wenn man die vor 6 big 8 oder mehr Jahren erwartet werden kann. Ich 
| wurf um 8,324,263 geringer. Das Defizit im E Kan ordina- ſchon erwähnten 68 Millionen, welche dem Hinterlegungsfonds ange: deshalb geglaubt, durch eine Novelle die erwähnten Unzufräg- 
rium beziffert fich, wie ich gleich binzufüge, auf 42,642,650 M.; alſo | hören und nur einen durchlaufenden Poſten bilden, in Abzug bringt. lichkeiten bis zum Erlaß des Zivil Geſeszbuches möglich 
d um 16,230,042 M. weniger als das Defizit des lezten Etats, ſo daß | Dieſen Mindereinnahmen ſtehen allerdings auch Minderausgaben gegen: | beſeitigen, zu müſſen und  bierbei namentlich den Im nobis 
ji das Defizit des vorliegenden Entwurfs gegen das des laufenden Etats⸗ über, welche betragen: bei der Bergwerks⸗Verwaltung 6 Millionen, bei lien, Kauf⸗ und Pachtſtempel zu berüdjichtigen. (Beifall.) 
lahrs im Ganzen um 24,561,305 M. vermindert iſt. Ich bin weit ent⸗ der Eiſenbahn⸗Verwaltung 5,600,000 Mark, jo daß ſich Minderein⸗ Wenn ich von hier aus auf die Eiſenbahnfrage übergehe, 


— nn nn 


fernt, dieſes Ergebniß der jetzigen Etatsaufſtellung als ein ſehr günſti⸗ 
es zu bezeichnen. (Heiterkeit links.) Andererſeits ſtellt ſich aber doch 
eraus, daß die Kriſis, welche auf die a N der Staatsein⸗ 
nahmen eingewirkt bat, in einen gewiſſen Stillſtand getreten iſt. 
Die Einnahme beträgt im Ordinario 720,712,391 M. Dieſelbe betrug 
für das laufende Etatsjahr über 638 Mill. M. und es iſt jetzt eine Mehrein⸗ 
nahme nachgewieſen von 82,600,000 M. Darunter befinden ſich rund 
68 Mill. e welche jetzt der Stgatskaſſe zufließen, die 
aber nur als durchlaufende Poſten zu berechnen ſind. Zieht man dieſe 
Summe ab, jo bleibt überhaupt eine Mehreinnahme von 14.600.000 
M. Dieſe Mehreinnahme würde ſich in eine nicht unbedeutende Min⸗ 


5 gen. Es könnte ja nun in Frage 
kommen, ob man in Gemäßheit der Veſtändigung, welche zwiſchen dem 
vorigen Landtage und der Staatsregierung auf Allerhöchſte Ermächti⸗ 
Ns getroffen worden iſt, den eben bezeichneten Betrag von 23,900,000 

„ welcher Preußen aus den Erträgen der Es le und Tabak⸗ 


ſteuer zufließt, zu Steuererlaſſen verwenden ſoll. Nach ernſter Erwä⸗ 


ewicht der Einnahmen und Ausgaben wiederherzuſtellen. 
e ſtehe für meine Perſon auf dem Standpunkte der altpreußiſchen 

inanzpolitik (Bravo!), deren Ergebniſſe jo viel dazu e haben, 
das Vaterland auf diejenige Stelle zu ſetzen, die es etzt im Rathe der 
Völker einnimmt und die ihm ſchwerlich wieder entriſſen werden wird. 
Deshalb kommt es für mich hauptſächlich darauf an, die äußerſte und 
ſtrengſte Ordnung im Staatshaushalt beizubehalten oder wiederherzu⸗ 
ſtellen, was glücklicherweiſe nicht nöthig iſt, außerdem aber Sparſam⸗ 
keit mit Vernunft und Vorſicht jo weit walten zu laſſen Ich denke 
deswegen noch nicht entfere daran, ſolche Ausgaben bemängeln zu 
wollen, welche irgendwie der Arbeitskraft, der Arbeitsfähigkeit, dem 
Erwerb der Nation neue Quellen eröffnen. Ich werde auch in allen 
denjenigen Fragen, bei denen es ſich darum handelt, die Intelligenz 
und die idealen Güter der Nation zu fördern, mich bereit finden laſſen, 
zu thun was irgend möglich iſt; ich werde aber auch vor allen Dingen 
viemals meine Zuſtimmung in Frage ſtellen laſſen, wenn es darauf 
antommt, durch irgend welche Ausgaben die Ehre, die Würde, die 
Sicherheit des Vaterlandes zu erhöhen und zu ſtützen. Indem ich zur 
eigentlichen Finanzlage 8 muß ich auf die Reſultate der Fi⸗ 
nanzverwaliung des Jahres 1878079 zurückgehen, weil dieſe einen un⸗ 
mittelbar beſtimmenden a Dee das jetzige Finanzjahr und auf den 
vorliegenden Etat ausüben. Die Reſultate des Jahres 187879 Tun, 
wie ich es nicht anders ſagen kann, recht ungünſtige. (Hört, hört!) 
Obgleich eine außerordentliche Einnahme von 80 Millionen Mark in 
Einnahme geſtellt werden könnte, hat ſich doch ein durch die laufende 
Verwaltung nicht gedecktes Defizit von 8,744,514 Mark ergeben, das 
nicht anders als durch eine Anieihe gedeckt werden kann. 
Die Gründe dieſes ungewöhnlich ungünſtigen Abſchluſſes beruhen in 
der außer ordentlichen Verminderung der Betriebs⸗ 
Einnahmen, welche ſchon mehrere Jahre hindurch die Staats⸗ 
finanzen ſehr ſchwer betroffen hat. Es haben weniger ergeben als 
früher: die indirekten Steuern etwa 3,000,000 M., die Forſtverwaltung 
über 6,600,000 M., das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffenke 
liche Arbeiten 23,157,661 M., darunter die Bergwerksverwaltung mit 
11,000, die Eiſenbahnverwaltung mit etwa 12,000,000 M. (Hört, 
hört! links.) Es CH anerkannt werden, daß innerhalb des Miniſte⸗ 
riums für öffentliche Arbeiten dieſe außerordentlichen Mindereinnahmen 
durch Erſparniſſe in der Verwaltung gedeckt worden ſind und zwar 
durch Erſparniſſe in einem Betrage, daß die wirkliche Mindereinnahme 
nur 660,524 M. beträgt. Die Verwaltung des gegenwärtigen Etats⸗ 
E ift allerdings in ihren Hauptreſultaten noch nicht zu überſehen, 
och ergeben die mir vorliegenden Abſchlüſſe der erſten ſechs Monate 
noch einen recht bedeuͤtenden Minderertrag. In dieſen beiden erſten 
Quartalen hat die Forſtverwaltung 2 Millionen, die Bergwerksver⸗ 


waltung 5 Millionen, die Eiſenbahnverwaltung 5,100,000, die Domä⸗ die Regierung hat ſich für verpflichtet gehalten, fie voll aufrecht zu er⸗ 111 

e nen ind Berfänfe 1.300.000 und die indirekten Steuern [halten. Mag die Steuerreform In Sime der vorjährigen Verſtändi⸗ Politiſche Aeberſicht. 

1,500,000, zuſammen 14,900,000 M. Mindereinnahme ergeben. Dieſen] gung auf die eine oder andere Weiſe zum Austrag gebracht werden, Poſen, 1. November 

ſtehen allerdings etwa 7,900,000, M. Minderausgabe A8 enüber, jo daß | unter feinen Umſtänden wird es möglich jein, die Klaſſen⸗ und Ein- bk de 
killionen übrig  Iommentteuer, wie fie jetzt beſteht, aufrecht zu erhalten. Sie wird Im Abgeordnetenhauſe hat geſtern der Finanz —— 


für den Augenblick noch eine Mindereinnahme von 7 Milli 
leibt; ich hoffe aber, daß der Hauptabſchluß ſich nicht als ein bedauer⸗ 
licher herausſtellen wird; nach allen den Anzeichen, die vorliegen, und 
nach den mir zugefommenen Bemerkungen, glaube ich annehmen zu dür⸗ 
ſen, daß im Laufe der Zeit ſich mindeſtens ein ſehr erheblicher Betrag 


nahmen und Minderausgaben ungefähr ausgleichen. Die Frage nach 
den Reineinnahmen der Betriebsverwaltungen wäre dahin zu beant⸗ 
worten, daß die Bergwerksverwaltung einen Reinüberſchuß für den 
vorliegenden Etat von 8,700,000 Mk. gewährt, die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung von 61,700,000 Ml., die Forſtverwaltung von 21,000,000 und 
darüber. Unter dieſen Umſtänden wird Ihnen die Zahl des Extra⸗ 
ordinariums von 42,642,656 Mk. vielleicht hoch erſcheinen. Es 
befinden ſich darunter aber 29,813,808 Mk., welche aus früher vom 
Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Bauten herrühren und welche, ohne 
ſpäter erhebliche Mehrausgaben 5 veranlaſſen, nicht ſiſtirt werden 
konnten. Es bleiben alſo für Neubewilligungen nur 12,800,000 ME 


Oder und der Weichſel erretzen. Wer aber dieſe Ströme kennt 
und ihre Wichtigkeit für den öffentlichen Verkehr und den An⸗ 
ſchluß der angrenzenden Landestheile an die Haupt⸗Verkehrsplätze 
des Landes und dadurch mittelbar an die Seeplätze, wer die Schwie⸗ 
rigkeit der Schifffahrt auf allen dieſen Strömen kennt, der wird 
mit mir wünſchen, daß hier Wandel geſchaffen und der Verkehr er⸗ 


bau der genannten Ströme mit der Einſetzung etwa gleicher Summen 
in den jährlichen Etat — wie das eine Denkſchrift ausführlich darlegen 
wird — beendigt ſein wird und vielleicht wohl auch noch früher, die 
lücklicherweiſe zahlreich vorhandenen ſchiffbaren Seitenſtröme dieſer 
Ströme den Anſpruch erheben werden, daß mehr für die Erleichterung 
ihrer Schiffbarkeit geſchehe als bisher. Ich kann nicht ſagen, daß ich 
dies ungern ſehen würde; es wird auch wahrſcheinlich eine Verbeſſe⸗ 
rung und Erweiterung des Kanalnetzes von Preußen beanſprucht wer⸗ 
den. Ich würde alſo mich freuen, wenn ich Gelegenheit hätte, auch in 
dieſer Beziehung ſoweit als irgend möglich enkgegenzukommen. Ich 
hoffe, daß die Vorarbeiten für die Kanaliſation des Mainſtromes von 
Mainz bis an den Rhein Mainz gegenüber, welche eine außerordentlich 
weittragende Bedeutung für das ganze preußiſche und deutſche Hinter⸗ 
land haben, werden beendet werdeii anen, und es wird ſich vonn 
fragen, ob man zu einer ſehr wichtigen und bedeutſamen Regulirung 
für eine Mehrausgabe von 8 bis 9 Millionen noch weitere Kredite be⸗ 
willigen zu können glaubt. Unter den Extraordinarien finden Sie 
eine nicht unbedeutende Summe, 5,873,000 Mk. für den Bau und die 
Erwerbung von Gerichtsgebäuden und Gefängniſſen. 
Ich muß ferner bezeugen, daß die Verwendung der 1,597,000 M. des 
Ertraordinariums für Strafanſtaltsbauten eine ungemein 
dringende und wünſchenswerthe iſt. Das landwirthſchaftliche 
Miniſterium iſt beim Extraordinarium mit 3,785,000 M., das Kul⸗ 
tusminiſterium mit 7.707.387 M., darunter für Univerſitäts⸗ 
bauten allein über 2,500,000 M. und für das techniſche Unterrichts⸗ 
weſen über 2,000,000, Mk. betheiligt. Ich glaube, daß mit dieſen ver⸗ 
hältnißmäßig nicht ſehr erheblichen Neubewilligungen im Extraordina⸗ 
rium den dringendſten Bedürfniſſen des Staats Rechnung getragen iſt. 
— Ich möchte nun noch zwei Punkte berühren, die mit der Finanz⸗ 
verwaltung, alſo indirekt auch mit dem Etat in der allergenaueſten 
Berührung ſtehen. Was die Steuerreform betrifft, ſo hat be⸗ 
kanntlich in der vorigen Seſſion zwiſchen dem Abgeordnetenhauſe und 
der Regierung mit allerhöchſter Ermächtigung eine Verſtändigung ſtatt⸗ 
gefunden, wonach die Grundlage einer ſolchen Reform in ganz be⸗ 
ſtimmter Weiſe ſpezifizirt worden iſt. Der Druck der direkten Steuern 
ſoll durch Steuererlaſſe vermöge der aus der Reichszollkaſſe an die 
preußiſche Staatskaſſe fließenden Ueberſchüſſe an indirekten Steuern 
gemildert werden. Dieſe am 14 Februar d. J. getroffene Verſtändigung 
läßt ſich im Augenblicke nicht in derſelben Form aufrecht erhalten. 
(Hört! links.) Durch den $ 8 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli d. J. 
iſt jene Grundlage in einer Weiſe geändert worden, die damals nicht 
vorausgeſehen werden konnte. Die Regierung war alſo in der Lage, 
andere Grundlagen aufzuſuchen, und zwar der Form nach; in dem 
materiellen Inhalt wird indeß an der Verſtändigung nichts geändert, 


weſentlichen Umgeſtaltungen unterliegen müſſen. Dabei wird zu ent⸗ 
ſcheiden ſein, ob ein dauernder Erlaß der Steuern eintreten ſoll oder 
ob es ſich um wechſelnde, bewegliche Steuererlaſſe handelt, wie Sie ſie 
in dem Ihnen vorzulegenden Geſetzentwurf vorfinden werden. Unter 


a dereinnahme verwandeln, wenn nicht aus den Ueberſchüſſen der Reichs⸗ übrig, welche für einen Staat wie der preußiiche kaum als bedeutend (Großer Beifall rechts)“ Die Eijenbahnen müſſen ihren Charakter als 
llaſſe ein Betrag von 23,900,000 M. angemeldet worden wäre. Diefen ſtehen] bezeichnet werden können. Bedenken könnte vielleicht nur die | Öffentliche Verkehrsſtraßen im eminenteſten Sinne des Wortes voll und 
\ allerdings wiederum gegenüber die Matrikularbeiträge für das laufende | Summe von 5,833,000 Mt. für die Verbeſſerung der großen | ganz erfüllen. Von dieſem Standpunkte aus bin ich ebenfalls ale 
5 Sch in 9 5 von 43,641,753 M., welche alſo die Einnahmen aus dem | Ströme des Landes, des Rheins, der Weſer, der Elbe, der | Staatsminister, nicht als Finanzminiſter, der Anſicht beigetreten, | 
eich noch um 19,641,753 M. nothwendig die großen Eiſenbahnlinien, keineswegs alle Eiſenbahnen 


d wägung der Frage glaubte ich das verneinen zu mühen. | leichtert werden müſſe. Ich verhehle mir dabei allerdings nicht, daß, er H nicht abhängig von irgend welchen Börſenmanövern! er kann 
(Hört! links.) Es kommt vor Allem darauf an, ein Gleich- ſobald dieſer etwa zehn Jahre in Anspruch nehmende planmäßige Aus⸗ nicht leiden dadurch, daß eine wirklich erhebliche Summe von Staats⸗ 


— 


ſo werde ich nicht techniſche Fragen und Zahlenverhältniſie erörtern, 
die Ihnen, ſo weit dies nicht bereits durch die zugegangenen Vorlagen 
geſchehen iſt, ſpäter noch mit voller Offenheit und Rückhaltloſigkeit zu 
ängig gemacht werden ſollen. Als Staatsminiſter habe ich ein fo 
ebhaftes Intereſſe daran, daß die großen Hauptverkehrslinien, welche 
die äußerſten Grenzen des Staates mit einander verbinden und die 
Staatsgrenzen von allen Seiten leicht erreichbar machen, in der Hand 
des Staates fonzentrirt werden, nicht aus Vorliebe für den Staats⸗ 
betrieb, ſondern lediglich deshalb, weil in den Fällen, in denen das 
Vaterland in Gefahr gerathen könnte, es abſolut nothwendig it, da 
der Staat die unbedingteſte Dispoſition über die Eiſenbahnen habe. 


in der Hand der Regierung konzentrirt werden müſſen. Vom SEN E 
len Standpunkte iſt gegen dieſe Operation eingewendet worden, daß 
dadurch der Staatskredit leiden könne. Dieſer ſteht aber glücklicher 
Weiſe außerordentlich feſt und kann nicht durch irgend welche ſich 
daran knüpfende Operationen und Spekulationen erſchüttert werden; 


n an den Markt gebracht wird. Es wird für dieſe erhebli 
zermehrung der Stagtsſchul ja auch das Staatseigenthum um jr ` 
bedeutende Werthe erhöht. Der Staatskredit in Preußen beruht wahr⸗ 
lich nicht auf den Zahlen, ſondern auf ganz, anderen Faktoren, 
auf der Ordnung und der Sparſamkeit ſeiner Finanzverwal⸗ 
tung, die bis jetzt noch in keinem Augenblick unterbrochen 
worden iſt; auf der Nothwendigkeit, daß Preußen in und 
für Deutſchland ſeine volle Kraft bewähre und erhalte; er be⸗ 
ruht auf dem Patriotismus der Geſammteinwohnerſchaft des 
Landes. Wie ich über die Gefahren, die dem Staatskredit aus den 
1 drohen könnten, beruhigt bin, ſo bin ich es auch in 
Bezug auf die Verzinſung. Die Rentabilitätsberechnungen in den 
Ihnen zugegangenen Vorlagen find mit aller möglichen Sorgfalt aufs 
geſtellt. Einzelne Bahnen werden ja, wie man vorausſagen kann, nicht 
rentabel fein; die Nothwendigrerr irre se went aber feſt, er 
würde nicht erfolgt ſein, wenn nicht gleichzeitig andere Bahnen in den 
Staatsbeſitz Übergingen, welche die Mängel ausgleichen. Es war mir 
zwar nicht angenehm, zugleich mit dem Etat ein Defizit beantragen zu 
müſſen, aber ich hoffe, daß wir Alle mit vereinten Kräften darauf hin⸗ 
arbeiten werden, es verſchwinden zu laſſen. An meinem vollſtändigen 
Entgegenkommen und an meinem guten Willen jeder nützlichen und 
e Cape Anforderung gegenüber wird es in der That nicht fehlen. 
eifall. 1 
Damit iſt die heutige Tagesordnung um 27 Uhr a Prä- 
ſident v. Köller ſetzt auf die nächſte (Dienſtag 12 Uhr) die 
Vorlagen betr. das 2 i 


2 


„Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen, die Kon⸗ 
ee der Anleihen und das Forjt- und dn da 0 Abg. 

ickert würde eine Aeußerung des Präſidenten darüber für ſehr 
wünſchenswerth halten, wann er ungefähr den Etat und die Eiſenbahn⸗ 
geſetze E Verhandlung zu bringen gedenke, damit man wiſſe, auf 
welche Gegenſtände man zunächſt ſeine Studien zu richten habe. Der 

räfident erwidert, daß er die Abſicht gehabt habe, zunächſt die 

iſenbahngeſetze auf die Tagesordnung zu ſetzen, daß er ſich aber dem 
von verſchiedenen Seiten (v. Rauchhaupt, Graf Bethuſy⸗Huc, Richter 
und v. Schorlemer⸗Alſt) geäußerten Wunſch, zunächſt das Haus in die 
Etatsberathung eintreten zu laſſen, da ſie die Eiſenbahngeſetze domi⸗ 
nire, gern füge. Mehrere der genannten Herren empfehlen für EE 3 
Dispojitionen den Weg der Verſtändigung zwischen dem Präfidium und 
dem einzuberufenden Seniorenkonvent, obwohl Graf Bethujn beier letz⸗ 
teren Einrichtung nicht einen allzu offiziellen Charakter beigelegt ES 3 
möchte und Herr v. Schorlemer ihren Beirath im vorliegenden Falle 
nicht für nothwendig hält. 


miniſter Bitter den Etat vorgelegt und mit einem langeren 
Expoſée über die allgemeine Finanzlage beglei⸗ 
tet. Näheres hierüber findet ſich in dem Spezialtelegramm un: 


ferer heutigen Morgenausgabe und in dem oben ftehenben | 


Sitzungsberichte. Zum Schluß kam der Miniſter, jedoch in ſehr 
fragmentariſcher Weiſe, noch auf verſchiedene Steuerreformpro⸗ 
jekte zu ſprechen, eine Reviſion der veralteten Stempelgeſetzge⸗ 
bung, eine Börſenſteuer, und beleuchtete die Eiſenbahnvor⸗ 
lagen vom Standpunkt des Finanzminiſters; eine Schmälerung 
des Staatskredits durch die Eiſenbahnankäufe befürchte er nicht. 
Erſt in der nächſten Sitzung, am Dienſtag, wird es ſich entſchei⸗ 
den, ob zunächſt die Berathung des Etats oder der Eiſenbahn⸗ 
vorlagen auf die Tagesordnung geſetzt wird. 

Von den für den Landtag beſtimmten Vorlagen ſind 
der Geſetzentwurf, betreffend die Vertheilung der aus den Reichs⸗ 
ſteuern zu erwartenden Ueberſchüſſe, das Schankſtätten⸗Steuergeſetz 
und die Denkſchrift über die Stromregulirungen ſoweit vorbereitet, 
daß ſie dem Bureau ſchon in den nächſten Tagen zuge hen können. 
Die aus dem Miniſterium des Innern zu erwartenden Entwürfe 
über Umbildung der Landesverwaltung und Novelle zum Kompe⸗ 
tenzgeſetz gehen ihrer Vollendung mit raſchen Schritten entgegen, 
und es läßt ſich annehmen, daß ſie ſchon nächſte Woche im Land⸗ 
tage niedergelegt werden. Der Miniſter des Inneen legt hohen 
Werth darauf, daß dieſe Verwaltungsgeſetze bald zur Berathung 
gelangen und in möglichſt naher Zeit eine Entſcheidung darüber 
herbeigeführt wird, um die mühevolle Einführung der Geſetze bis 
zum 1. April ermöglichen zu können. Die Verkündigung der 
Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben aller 
Art, von ſonſtigen Theilen des Weinſtockes und von Reben⸗ 
blättern, eine Verordnung, welche dem Bundesrath auf Antrag 
Preußens heute zur Berathung unterbreitet wurde, iſt unmittelbar 
zu erwarten. Das Einfuhrverbot der genannten Gegenſtände wird 
daher vorausſichtlich ſchon morgen oderuͤbermorgen in Kraft treten. — 
Der Entwurf einer Schankſteuer und einer Beſteuerung 
des Kleinhandels mit Branntwein erſtreckt ſich auf 
alle Gewerbetreibende mit Wein, Bier, Branntwein und ſonſti⸗ 
gen ſpirituöſen Getränken, mag ihr Geſchäftsbetrieb vornehmlich 
(wie Schankwirthe, Deſtillateure) oder nur nebenbei in dem Ab- 
ſatz geiſtiger Getränke beſtehen (wie Konditoren, Hoteliers ꝛc.). 
Bei der Steuerveranlagung dieſer Gewerbetreibenden ſoll durch- 
weg ausſchließlich der Abſatz an geiſtigen Getränken, und 
nicht ihr ſonſtiger Geſchäftsbetrieb (alſo bei Reſtaurateuren nicht 
auch ihr Abſatz an Speiſen) berückſichtigt werden. Der Durch— 
ſchnittsſatz für die berliner Steuerpflichtigen iſt im Entwurf 
auf 204 Mark und für das platte Land auf 130—140 Mark 
mit einem gleichen Minimalſatz von 24 Mark angenommen. 

Die nationalliberale Fraktion hat ſich geſtern 
konſtituirt und in ihren Vorſtand gewählt die Abgeordneten von 
Bennigſen, Miquel, Delius, Rickert, von Benda, Schütt und 
Dr. Techow; als Schriftführer fungiren die Abgeordneten von 
Eynern und Hanſen. — Die Kommiſſion, welche die Wahl der 
Fachkommiſſionen vorzubereiten hat, beſteht aus den Abgeordneten 
Fubel, Kieſchke, Knebel, Lauenſtein, Ottens, Sachſe, Graf Schack, 
Seyffardt (Krefeld) und Dr. Wachler. 

Vielfach iſt die Angabe verbreitet, die Regierung gehe da= 
mit um, dem Abgeordnetenhauſe eine Vermehrung der 
Looſe der preußiſchen Klaſſenlotterie vorzu⸗ 
ſchlagen und es ſei dieſe Angelegenheit Gegenſtand der Erwä- 
gung im Finanzminiſterium. In dieſem Umfang entſpricht, wie 
uns mitgetheilt wird, die Angabe den Thatſachen nicht, dagegen 
iſt es richtig, daß man, durch den Hinzutritt der neuen Provin⸗ 
zen wiederholt auf eine Vermehrung der Looſe hingewieſen, 
dieſe Frage in Erwägung gezogen hat. Wir hören, daß die 
Sache aus der Mitte des Abgeordnetenhauſes angeregt werden 
ſoll, und in dieſem Fall die Regierung geneigt ſein dürfte, da⸗ 
rauf einzugehen. 

Die naſſauiſche Synode in Wiesbaden, 
welche gleichzeitig mit der altpreußiſchen Generalſynode tagt, hat 
mit 23 gegen 19 Stimmen einen Antrag verworfen, der auf 
Anſchluß Naſſau's an die evangeliſche Landeskirche Altpreußens 
abzielte. Man wird nicht irregehen, wenn man dieſe Entſchei⸗ 
dung auf den Eindruck des in Berlin eingetretenen hochkirchlichen 
Umſchwungs zurückführt. An ſich beſteht von allen neuen preu⸗ 
ßiſchen Landesiheilen in Naſſau am wenigſten ſpröder ſelbſt⸗ 
genügſamer Partikularismus. Man iſt dort vollkommen bereit, 
mit dem übrigen Preußen Freude und Leid zu theilen. Aber 
man fühlt ſich nicht aufgelegt, Hals über Kopf eine Verbindung 
einzugehen, bei welcher ohne jeden Gewinn für das Ganze 
die in Naſſau heimiſche Freiheit und Gleichberechtigung der 
verſchiedenen kirchlichen Richtungen arge Noth leiden 
könnte. Eben erſt hat das Schickſal der Stadt Elbing die Naſſauer 
gewarnt, was ihren eigenen wohlbewährten und tiefeingewurzelten 
Simultanſchulen von dem unruhigen Rede- und Thatendrang des 
neuen Kultusminiſters drohen mag. Sollen ſie nun auch noch 
aus freien Stücken ihr kirchliches Leben einer Synodalmehrheit 
preisgeben, an deren Spitze Arm in Arm Herr v. Kleiſt⸗Retzow 
mit den Hofpredigern Kögel und Stöcker ſteht, und einem Ober⸗ 
Kirchenrath, der im Schlepptau dieſer zelotiſchen Geſellſchaft 


ſegelt, unfähig ihren verhängnißvollen Kurs zu ändern? 
Da müßten ſie doch wahre Einheitsphantaſten ſein, 
anſtatt vernünftige Förderer einer heilſamen und nicht etwa 


nur die Freiheit ertödtenden Einheit. Auf kirchlichem Gebiet 
bringt der Mangel organiſcher Einheit nicht die Gefahren mit 
ſich wie auf politiſchem Gebiet. Die kleineren Landeskirchen 
können mit ihrem Anſchluß gn die größte füglich warten, bis 
dieſe ſich aus ihren heutigen trüben Wirren heraus zu einer 
Haltung und Geſtaltung durchgearbeitet hat, in welcher es lohnt, 
pa ihr zu nähern. Erſt wenn die liberale Auffaſſung des 
Chriſtenthums und der kirchlichen Tradition auch in Berlin als 

eichberechtigt mit der konſervativen gilt, werden Kirchen, die dazu 
5 früher durchgedrungen find, in der Stimmung dein, uber 
eine innigere Verbindung zu unterhandeln. Bis dahin können 
es höchſtens die gleichgefinnten guten Freunde der Hofprediger⸗ 
ſchaft in dieſen kleineren Kirchen wünſchen. Daß dieſe in Wies⸗ 
baden durchgefallen find, freut uns nicht bloß als eine wohlver— 
iente kleine Lektion für die Siegesgewißheit der berliner Hofprediger, 


— 
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ſondern auch weil es die wichtige allgemeine Frage klar u. unver 
worren erhält, wie überhaupt die Vereinigung der evangeliſchen 
Kirchengemeinſchaften Deutſchlands zu einer Art von Nationaltirche 
vor ſich gehen ſoll. In Berlin ſind ſelbſt ſehr freiſinnige Kirchen⸗ 
politiker gewöhnlich geneigt, die Sache als eine ſtrikte Analogie 
des Vorgangs aufzufaffen, der zu unſerer politiſchen Einigung 
geführt hat. Es iſt aber doch ſehr zweifelhaft, ob auf dem 
Kirchenfelde Am nerionen überhaupt praktiſch ausführbar und 
moraliſch erwünſcht ſind. Das meiſte, wo nicht alles Gute, das 
man ſich von der kirchlichen Einigung verſpricht, kann jeden⸗ 
falls auch auf dem Wege einer völlig freien Föderation ge⸗ 
wonnen werden. 

Der große däniſche Landesvertheidigungsplan, von dem 
wir bereits das Weſentlichſte mitgetheilt haben, iſt nun dem dä- 
niſchen Reichstage vorgelegt worden. Recht bezeichnend iſt, was 
das „Morgenblad“, das Hauptorgan der Oppoſition, darüber 
äußert, indem es ſagt: „Der Vertheidigungsplan, den das Mi⸗ 
niſterium andeutungsweiſe als Hintergrund ſeines Entwurfs für 
die Reviſion des Heergeſetzes aufgeſtellt hat, macht im Ganzen 
genommen einen ſehr wenig tröſtlichen Eindruck und ſtellt uns auf 
allen Punkten eine ſchließliche unvermeidliche Niederlage in Aus⸗ 
ſicht, die möglicherweiſe nur durch ſchnelle Einmiſchung von Außen 
ſich abwehren läßt. Jedenfalls iſt es aber anerkennenswerth, daß 
die Regierung ohne beruhigende Verhüllungen dem Lande geſagt hat, 
was jede nüchterne Betrachtung unſerer Stellung ſich ſelbſt 
ſagen könnte“. Das iſt klar und deutlich und zeigt, daß der 
ganze Plan auf lauter Illuſionen gebaut iſt. Na⸗ 
türlich räumt die Regierung dies nicht ſelbſt ein, aber wie jenes 
Blatt meint, müſſen einer unbefangenen Prüfung des Plans die 
Annahmen der Regierung als ſolche erſcheinen, weshalb die Lage 
des Landes, falls die Selbſtſtändigkeit deſſelben mit den Waffen 
aufrechterhalten werden ſollte, eine troſtloſe ſei. Für die Durch⸗ 
führung der Regierungspläne ſind jene Aeußerungen des Oppo⸗ 
ſitionsblattes von höchſt übler Vorbedeutung, denn daß dieſes 
jenen Plänen nicht das Wort redet, liegt auf der Hand, und 
mag die Oppoſition auch augenblicklich in Fraktionen zerfallen 
ſein, ſo giebt es doch Dinge, worüber dieſe durchaus einig ſind, 
und dazu gehört der Widerſtand gegen umfaſſende Reformen 
durch das jetzige Miniſterium. Das „Morgenblad“ hat alſo in 
dieſer Sache ohne Frage die Gedanken ausgedrückt, welche die 
ganze Oppoſition beſeelen, und dieſe hat noch immer, wenn ſie 
zuſammenhält, die unbedingte Majorität im Folkething. Damit 
iſt das Schickſal des Landesvertheidigungsplans gezeichnet. Daß 
aber auch Mitglieder der konſervatiwen Partei ſich beſſere Mittel 
zur Erhaltung des Landes denken, als eine übertriebene und doch nicht 
genügende Erhöhung der Wehrkraft, davon liefert die bereits erwähnte 
Interpellation den Beweis, die ein Anhänger der Regierungspartei an 
den Miniſter des Aeußeren richtete. Dieſelbe lautete folgendermaßen: 
„Gedenkt der hochgeehrte Miniſter des Aeußern in nächſter Zeit dem 
Reichstag mitzutheilen, welche Schritte die Regierung ſeit Ver: 
öffentlichung des deutſch⸗öſterreichiſchen Traktats wegen der Auf- 
hebung des fünften Artikels vom prager Frieden vorgenommen 
hat, um ein freundſchaftliches Verhältniß zu unſerem ſüdlichen 
Nachbar zu fördern?“ Es war nie ein Geheimniß, daß bei 
vielen Mitgliedern der Oppoſition der lebhafte Wunſch herrſcht, 
in ein aufrichtig freundſchaftliches Verhältniß zu Deutſchland zu 
treten und daß ſie darin die beſte Schutzwehr für Dänemark er⸗ 
blicken. Daß ſolche Anſchauungen nun auch von der konſerva⸗ 
tiven Seite laut werden, die bisher immer noch von Rachegedan⸗ 
ken erfüllt war, iſt doch einigermaßen überraſchend. Uebrigens 
läßt ſich erwarten, daß der ſo ohne Umſchweife interviewte 
Herr Miniſter die an ihn gerichtete Frage zu umgehen ſuchen 
wird, denn die Thätigkeit der däniſchen Regierung in der ange— 
deuteten Richtung dürfte eben keine gar zu große geweſen ſein. 

Italien fühlt ſich ab und zu veranlaßt, die Rolle des 
ſchmollenden und gekränkten Biedermanns zu ſpielen. Der 
„Diritto“ veröffentlicht, laut telegraphiſcher Meldung, einen Ar⸗ 
tikel über die äußere Politik Italiens, in welchem kanſtatirt wird, 
daß die Ausſchließung Italiens aus dem egyptiſchen Miniſterium 
Nubar Paſchas ſich für die beiden Weſtmächte nachthelliger als 
für Italien erwieſen habe, und nur eine Annäherung Italiens, 
Deutſchlands und Oeſterreichs in der egyptiſchen Finanzfrage zur 
Folge hatte. Europa befinde ſich heute in einer jener Situatio⸗ 
nen voller Ungewißheit, die gewöhnlich großen Ereigniſſen folg⸗ 
ten. Während einer ſolchen Zeit, in welcher alte Allianzen wech⸗ 
ſeln und neue Kombinationen auftauchen, ſei für Italien Samm⸗ 
lung und Ruhe das Klügſte. Die gegenwärtigen Beziehungen 
Italiens zu allen Mächten ſeien offenbar gute, Italien wünſche 
auch keine beſonderen Allianzen, ſondern nur die Erhaltung ſeiner 
freundſchaftlichen Beziehungen mit allen. Dieſe Politik der 
Sammlung und des Friedens, welche indeß keine unſichere und 
zielloſe ſei, bezwecke die einträchtige Entwickelung der Volkswirth⸗ 
ſchaft und die Vollendung der finanziellen, adminiſtrativen und 
militäriſchen Reorganiſation des Landes, damit daſſelbe ſeine 
Allianzen, wenn erforderlich, in freier und wirkſamer Weiſe 
wählen könne. Auf ſolche Weiſe werde Italien die gegenwärti⸗ 
gen Schwierigkeiten überwinden und offen einer ungewiſſen Zu⸗ 
kunft entgegenblicken können. 

In der rumäniſchen Deputirtenkammer 
wurde am Donnerſtag vom Finanzminiſter Sturdza der Gejeß- 
entwurf wegen Rückkaufs der rumäniſchen Bahnen eingebracht. 
Der Miniſter beantragte die Dringlichkeit, welche auch von der 
Kammer beſchloſſen wurde. 

Die Zulus find entwaffnet worden, aber was ſollen die 
Engländer mit allen den Aſſegais anfangen? Ein unter⸗ 
nehmungsluſtiger Händler am Kap hat fünftauſend auf Speku⸗ 
lation von der Regierung gekauft und läßt ſie gegenwärtig nach 
Europa bringen, wo er hofft, fie mit Vorth il an Waffen: 
ſammler zu verkaufen. Der beſchränkte Markt für dieſe Waare 
dürfte wohl überfüllt werden. 

Die General⸗ Synode. 
Die Generalſynode hat jo viele Geſchäfte vor ſich, daß fie 


zu ruhiger Abwicklung derſelben noch voller vier Tage benöthigt 
iſt; allein ſehr möglich bleibt, daß die Schließung der Synode 
doch ſchon am Sonnabend dieſer Woche erfolgt. Der Grund iſt 
ein rein äußerlicher und höchſt proſaiſcher: die für die Seſſion 
aufgebrachten Geldmittel find erſchöpft, und es iſt deshalb er⸗ 
forde lich, die Berathungen gewaltſam abzuſchließen. Die 100,000 
Mk. ſind zwar noch nicht konſumirt, aber ſie dürfen uch nicht 
für die Seſſion verausgabt werden: 10,000 Mk. ſollen übrig 
bleiben für den zu wählenden Generalſynodalrath und den 
Generalſynodal-Vorſtand. Zu erſterem gehören 18, zu letzerem 
7 Mitglieder, und an dieſe 25 Herren ſind Reiſekoſten und 
Diäten zu zahlen. — Großes Aufſehen macht der Antrag 
Eiſelen u. Gen., der die Werner ſche Sache vor 
die Synode bringt. Eingebracht iſt er von Mitgliedern der kon⸗ 
feſſionellen und der pofitiv-unirten Partei, allein die Namen der 
eigentlichen Urheber des Antrages befinden ſich unter dem Antrag 
nicht. Die Synode wird den Antrag annehmen; ſich durch ihn 
binden zu laſſen, wird dem Kirchenregiment nicht einfallen. Die 
Vertreter des Oberkirchenraths haben zu erkennen gegeben, daß 
ſie nicht die Exekutoren der Synodemehrheit ſein werden. Der 
Antrag, welcher durch den bisherigen Verlauf der Werner'ſchen 
Pfarrwahl⸗Angelegenheit hervorgerufen wurde, lautet: 

Generalſynode wolle beſchließen: 1. mit Bezug auf die Vor⸗ 
ſchriften in $ 55 Nr. 10, $ 68 Nr. 6 der Kirchengemeinde⸗ und Syno⸗ 
dalordnung, $ 36 Nr. 1 der Generalſynodal⸗Ordnung und 8 der 
Verordnung vom 2. Dezember 1874 wird als feſtſtehender Grundſatz 
anerkannt, daß die Einwendungen der Gemeindeglieder gegen die Lehre 
des zu dem geiſtlichen Amt Deſignirten und ebenſo die Anſchuldigungen 
gegen einen Geiſtlichen wegen Irrlehre im Dis ziplinarverfahren nicht 
allein durch Handlungen in unmittelbarer Ausübung des Amtes, ſon⸗ 
dern auch durch außeramtliche Erklärungen oder Publikationen be⸗ 

ründet werden können. 2. Der evangeliſche Ober⸗Kirchenrath wird er⸗ 
ſucht, den vorſtehenden Grundſatz bei allen in der Rekurs⸗Inſtanz an 
ihn gelangenden Fällen der bezeichneten Art zur Geltung zu gg 
und daher auch dem Generalſynodal⸗Vorſtand die Theilnahme an 
Entſcheidung nicht zu verſagen; ferner aber auch die Konſiſtorien anzu⸗ 
weiſen, ſich hiernach in dem einzuleitenden Verfahren zu richten, und 
ſowohl bei Emwendungen der Gemeinde gegen die Lehre eines zum 
Pfarramt Dejignirten, als bei den Beſchlußfaſſungen in einer Unter⸗ 
ſuchung gegen einen Geiſtlichen wegen Irrlehre in allen Fällen die ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Zuziehung des Provmzialſynodal⸗Vorſtandes 
nicht zu unterlaſſen. Berlin, den 27. Oktober 1879. Dr. Eiſelen. 
Andrae. von Blankenburg. von Bötticher. Claſen. Dr. Chriſtlieb. 
Dr. Geß. Hammer. Dr. Heffter. Hegel. Holtz von Kleiſt⸗Retzow. 
Lic. Kölling, Graf von Kraſſow. Lüdecke. Meinhold. Reymann. 
v. Röder. Graf von Rothkirch⸗Trach. Rübeſamen. Schmidt. Graf 
v. d. Schulenburg⸗Angern. von Seydewig Graf Theodor zu Stolberg⸗ 
Wernigerode. Graf v. Wartensleben. Dr. Wieſe. 

Ein Antrag Kölling⸗Zöckler lautet: 

Generalſynode wolle beſchließen: den Evangeliſchen Oberkirchen⸗ 
rath zu erſuchen, bei den laut königlicher Kabinetsordre vom 5. Februar 
1855 von ihm zu erſtattenden Gutachten in Beziehung auf Bekenntni 
und Lehre der anzuſtellenden Profeſſoren der Theologie, den General⸗ 
ſynodal⸗Vorſtand in Gemäßheit des § 36 (Alinea 5) der General⸗ 
C zuzuziehen. Berlin, den 28. Oktober 1879. 
Lie. Kölling. Zöckler. D. Baur. Graf v. Bismarck⸗Bohlen. 
v. Blankenburg. D. Büchſel. v. Dieſt. Dr. Eiſelen. D. Erdmann 
(Breslau). D. Fabri. v. Gerlach . v. Gerlach (Oſchers⸗ 
leben). Grabe. Grohmann. Lie. Hahn. v. Kleiſt⸗Retzow. D. Kögel. 
Kollberg. Graf v. Kraſſowd Freiherr p. Lilieneron. Olshauſen. 
Freiherr v. d. Reck. Prinz Ré von Roeder. 

Trac. Dr. v. Schelling. P. LR Stahn. Stoecker. Freiherr 
v. Tſchammer. Ueberſchär. Dr. Voigdt. v. Wedell. ert. 
D. Wiesmann. v. Winterfeld. 

Die Stolgebührenkommiſſion der Generale 
ſynode ſtellt folgenden Antrag: 

Hochw. Generalſynode wolle unter Kenntnißnahme von dem Inhalte 
der Denkſchrift des Oberkirchenraths und unter Bezeugung ihres 
Dankes für die in den bisherigen Maßnahmen bewieſene Fürjorge des 
Oberkirchenraths: : ap 

I. beſchließen, ſich mit demſelben dahin einverſtanden zu erklären. 
daß von einer landeskirchlichen Regelung des Stolgebührenweſens end⸗ 
gültig Abſtand genommen, und die Vereinbarung der in Bezug auf 
. 1 Maßnahmen den Provinzial⸗Verbänden über⸗ 
aſſen werde; 

II. die Erwartung und das Vertrauen ausſprechen, daß die ſeitens 
des Oberkirchenraths mit der königlichen Staatsregierung eingeleiteten 
Verhandlungen zu einem günſtigen Ergebniſſe führen werden und daß 


in Erfüllung früherer Verheißungen und in Erkenntniß der tiefen 


Schädigungen, welche die Zwilſtandsgeſetzbung der evangeliſchen Landes⸗ 
kirche und damit dem Staate ſelbſt andauernd zufügt, der Staat die 
zur Beſeitigung des letzteren nothwendigen Mittel in vollem Umfange 
zur Verfügung ſtellen wird; ER 
II. im Hinblick darauf, daß durch die Einwirkungen des Zivil- 
ſtandsgeſetzes ſchon jetzt eine Anzahl von Geiſtlichen und Kirchen⸗ 
beamten in ihrer materiellen Exiſtenz gefährdet und in unverſchuldete 
Noth gerathen iſt und daß demzufolge und bei dem Unvermögen des 
größeren Theiles der betheiligten Kirchengemeinden, Abhülfe zu ſchaffen, 
die ſofortige Bildung eines ausreichenden Fonds zur a 
dieſer Geiſtlichen und Kirchenbeamten unabweisbar erſcheint, durch Ver⸗ 
mittelung des Ober-Kirchenraths an die königliche Staatsregierung die 
Bitte richten: : © e 
behufs mE eines ſolchen Fonds diejenigen Beträge, 9 
bei den im Staatshaushaltsetat ausgeworfenen 500,000. M. 
erſpart werden, dem Ober⸗Kirchenrathe dauernd zu überweiſen; 
IV. die dazu eingegangenen Petitionen und Anträge dem Ober⸗ 
Kirchenrathe als Material für die vorzubereitende Geſetzgebung über⸗ 


geben, 
Briefe und Zeitungsberichte. 


Berlin, 31. Oktober. 
— Es heißt, daß der vom Amt zurückgetretene Juſtizmini⸗ 


Graf v. Rothkirch⸗ 


d 


ſter Leonhardt mit ſeiner Entlaſſung zugleich ein außer⸗ 


ordentlich gnädiges Handſchreiben des Kaiſers erhal⸗ 
ten hat, in welchem ihm der Allerhöchſte Dank für die glückliche 
Durchführung der Juſtizreform ausgeſprochen werde. 

— Dem Abgeordnetenhauſe iſt der Geſetzentwurf 
vorgelegt, betreffend der Erwerb mehrerer Privat⸗ 
eiſenbahnen für den Staat. Derſelbe enthält acht 
Paragraphen. 5 SS 

Darnach wird die Staatsregierung o ` die Verwaltung und 
den Betrieb der Berlin» Stettiner, der Magdeburg Hal⸗ 
berſtädter, der Hannover⸗Altenbekener und der Köln 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zu übernehmen. Die Staatsregie⸗ 
rung wird zur Ausgabe von Staatsſchuldverſchreibungen in demjenigen 
Betrage ermächtigt, welcher erforderlich iſt, um 1) den U W 
der 62,145,000 Mark Stammaktien der Berlin ⸗ Stettiner Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft in 4prozentige Staatsſchuldverſchreibungen zum Betrage von 


— A e 


Or, 
* 


62,145,000 Mark und in Pe von 10,357,000 M.; 30,600,000 
Mark Stammaktien Lit. A. Magdeburg - Halbeftädter in aprozentige 
Konſols von 45,900.000 Mark; 43,800,000 Mark Prioritäts⸗ Stamm⸗ 
aktien (Aktien Lit. B.) der genannten E in Aprozentige Kon⸗ 
ſols von 38,325,000 Mark; 30 Millionen Mark Prioritäts⸗Stamm⸗ 
aktien (Lit. C.) der 7 fart in Aprozentige Konſols von 

„500,000 Mark., 117,000,000 M. Stammaktien der Köln - Mindener 
Eiſenbahn in Aprozentige Konſols von 175,500,000 M., zuſammen in 
4prozentige Konſols zum Betrage von 359,370,000 M., in 45prozentige 
Konſols von 10,357,500 M. herbeizuführen; 2) die Mittel zur Deckung 
des an die Aktionäre der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft für die Abtretung ihres Aktienbeſitzes an den Staat zu 
zahlenden Kaufpreiſes von 8,621,370 Mark, der den Aktionären der 
der Köln⸗ Mindener Bahn bei der Abſtempelung ihrer Aktien zu 
gewährenden Zuzahlung von 1,170,000 Mark, zuſammen 9.791.370 M. 
aufzubringen. Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung an 
Stelle der den Geſellſchaften bereits bewilligten Prioritätsanleihen 
Staatsſchuldverſchreibungen bis zudem ſich auf 55,258,800 
Mark belaufenden Nominalbetrage des noch unbegebenen Theils dieſer 
Anleihen auszugeben, ſofern ſich die weitere Begebung der letzteren 


nach dem Ermeſſen des Finanzminiſters als nachtheilig erweiſen ſollte. 
Der Finanzminiſter wird weiter ermächtigt, die bisher begebenen An⸗ 
leihen der betreffenden Geſellſchaften zum Betrage von 737,114,700 
Mart, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt find, zur Rückzahlung 
bezw. zum Umtauſche gegen Staatsſchuldverſchreibu igen zu kündigen, 
auch die hierzu erforderlichen Geldbeträge durch Veräußerung eines ent⸗ 
ſprechenden Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 
Ferner iſt dem Abgeordnetenhauſe der Geſetzentwurf, 
betreffend die Erweiterung der Staatseiſenbah— 
nen und die Betheiligung des Staates bei meh⸗ 
reren Privateiſenbahn⸗ Unternehmungen zu 
gegangen. Ä 
Nach 8 1 der Vorlage wird die 5 ermächtigt zum 
Bau 1) einer Eiſenbahn von Erfurt nach Hrimmenthal und 
Ritſchenhauſen 27,250,000 Mark, 2) einer Eiſenbahn von Gül⸗ 
denboden nach Mohrungen 2,730,000 Mark und von Moh⸗ 
rungen nach Al lenſtein 2,454,000 Mark, 3) einer Eiſenbahn von 
Marienburg über Marienwerder und Graudeng nach 
Thorn nebſt Abzweigung nach Culm 9,250,000 Mark, 4) einer 
Eiſenbahn von Schneidemühl nach Deutſch⸗Crone 706,000 
Mark, 5) einer Eiſenbahn von Hirſchberg nach Schmiedeberg 
571,000 Mark, 6) einer Eiſenbahn von Walburg nach Groß⸗ 
Almerode 673,000 Mark, 7) einer Eiſendahn von Emden über 
Norden nach der oldenburgiſchen Landesgrenze in der 
Richtung auf Jever nebſt Abzweigung von 9 nach 
Aurich 4,000,000 Mark, 8) einer Eiſenbahn von Reil nach Tra⸗ 
ben 790,000 Mark, 9) einer Eiſenbahn von Wengerohr nach 
Berncaſtel 906,000 Mark, zuſammen 49,330,000 Mark zu verwen⸗ 
Es werden an die Ausführung dieſer Bahnen beſondere Bedin⸗ 
gungen geſtellt, meiſt lokaler Natur. — Nach $ 2 wird die Staats⸗ 
regierung ermächtigt, ſich an folgenden Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
durch Uebernahme von Aktien zu betheiligen: 1) bei einer 
Eiſenbahn von Alt Damm nach Kolberg mit 1,100,000 Mark, 
2) bei einer Eiſenbahn von Stargard über eh nach Küſtrin 
mit 1 Million Mark, 3) bei einer Eiſenbahn von Neuſtadt nach 
Oldenburg (in der Provinz Schleswig⸗Holſtein) mit 188,000 Mark, 
zuſammen mit 2,288.000 Mark. § 3. Zur Deckung 1) der D den 
im 8 1 1 Bauausführungen erfordrrlihen Mittel von 
49,330,000 Mark, ſowie 2) der zu den im § 2 beabſichtigten Bethei⸗ 
ligungen erforderlichen Mittel von 2,288,000 Mark, zuſammen 
51,618,000 Mark, ſind Staats ſchuldverſchreibungen 
ausgegeben, ſoweit nicht die vorhandenen, bezw. nach dem Ermeſſen des 
Finanzminiſters ohne Nachtheil für die Staatskaſſe flüſſig zu machen⸗ 
den Beſtände derjenigen Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, welche zum 
Betrage von mindeſtens 31,527,264 Mk. 14 Pf. mit dem Uebergange 
der in dem Geſege, betreffend den Erwerb mehrerer P.ivatbahnen für 
den Staat bezeichneten Unternehmungen auf den Staat letzterem zur 
freien Verfügung anheimfallen, zur Deckung des Bedarfs 
ausreichen. Der Betrag der auszugebenden Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen darf jedoch die Höhe derſenigen Summen nicht über⸗ 
ſchreiten, um welche die durch die Geſetze vom 11. Juni 1873 und vom 
17. Juni 1874 bewilligten Kredite nicht zur Verwendung gelangen. 
Wien, 29. Oktober. Mit ſeltener Einſtimmigkeit ver⸗ 
urtheilen die Journale — das offiziöſe „Fremdenblatt“ ſelt⸗ 
ſamerweiſe nicht ausgenommen — das Finanzexpoſé 
und die Steuervorlagen, welche Herr v. Chertek 
geſtern Namens des Kabinets Taaffe eingebracht hat und es 
mag in der That angenommen werden, daß die Finanzpolitik 
des „Verſöhnungsminiſteriums“ einen Echek bedeutet, der event. 
ſelbſt ſeine Anhänger auf der rechten Seite des Hauſes bedenk— 
lich machen könnte. Die Thatſache liegt allerdings auf der Hand; 
entweder beträgt das Defizit wirklich nicht mehr als zwölf Mill. 
und dann emwfahl es ſich wirklich nicht, eines ſolchen Abganges 
wegen die Steuerkraft der Bevölkerung mit ſolchen vexatoriſchen 
und zudem noch wenig einträglichen Auflagen, wie der Beſteue⸗ 
rung des Eiſenbahnverkehrs nach ruſſiſchem Muſter, und eines 
großen Theils der Handelskorreſpondenz ꝛc. anzuſpannen — oder 
das Defizit iſt größer und dann helfen dieſe Auskunftsmittel auf 
die Dauer erſt recht nicht. Daß das Defizit größer iſt, als der 
Leiter des Finanzminiſteriums es Wort haben will, liegt aber 
bei oberflächlicher Prufung des Budgets ſchon auf der Hand, 
wenn man elbſt von der bosniſchen Quote, die erſt vor der 
Türe ſteht und zugeſtandenerwaßen bis ſechs Millionen beträgt, 
abſehen will. Bei alledem iſt nicht einmal das Prinzip, keine 
Anleihen aufzunehmen, um deſſentwillen das Kabinet ſeine Po⸗ 
pularität mit dieſen Steuerprojekten aufs Spiel ſetzte, vollſtändig 
durchgeführt; indem man das Erforderniß für die Staatsbauten 
aus dem Ordinarium ausſchied und daſſelbe durch Verpfändung 
der halbfertigen Objekte zu decken ſucht, hat man erſt wieder zum 
Schuldenmachen und zwar bedenklicher Art greifen müſſen. Die Ge⸗ 
rechtigkeit erfordert es, anzuerkennen, daß die Lage ſchwierig genug 
war. Der Plan, Hypotheken auf die Staatsbauten aufzunehmen, da⸗ 
tirt bekanntlich vom Vorjahre aus der Aera Pretis und ſelbſt dieſer 
Miniſter ſchlug in ſeinem letzten Expoſé ſo bedenkliche Mittel, 
wie die Herabſetzung der kleinen Beamtengehalte, vor, wobei er 
noch die Ausgabe von Goldrente als Einnahmsquelle zur Ver⸗ 
fügung hatte. Dies macht indeſſen die heutigen Steuerprojekte 
nicht annehmbarer. Daß dieſelben auf Seite der Linken ein⸗ 
ſtimmige Ablehnung erfahren werden, iſt gewiß; auf die Haltung 
der Rechten darf man geſpannt ſein und es bleibt jedenfalls 
ſehr fraglich, ob die Polen ſich des Chertek'ſchen Finanzplanes 


annehmen werden, jo gewiß auch die Fraktionen der Rechten be⸗ 


müht ſein müſſen, nicht aus ihren Reihen den Anſtoß zum 
Sturze des Miniſteriums zu geben. (N. Z. 


Porales und Provinzielles. 


Poſen, 1. November. 


r. [Der Abgeordnete Profeſſor Dr. 
Hänel] aus Kiel hielt geſtern Abend im großen Lambert⸗ 
ſchen Saale vor etwa 1200 Zuhörern auf Veranlaſſung des 
Vereins der deutſchen Fortſchrittspartei den ange⸗ 
kündigten Vortrag. Als Profeſſor Hänel in Begleitung des Vor⸗ 
ſitzenden des Vereins, Bürgermeiſter Herſe, im Saale er⸗ 
ſchien, wurde er von lebhaftem Beifall empfangen. Bürger⸗ 
meiſter Herſe forderte nach Eröffnung der Verſammlung die⸗ 
ſelbe zunächſt auf, das Andenken des verſtorbenen, an dieſem Tage 
beerdigten Vereins- Mitgliedes, Kaufmann Max Braun, 
durch Aufſtehen zu ehren, was auch geſchah. Ale: 
dann hielt Profeſſor Dr. Hänel einen Vortrag, in 
welchem er zunächſt die Gründe darlegte, welche ihn be— 
wogen hätten, die auf ihn hier gefallene Wahl nicht anzunehmen. 
Der Vortragende entwarf hierauf ein Bild der gegenwärtigen 
politiſchen Situation und erörterte dabei insbeſondere das Ver⸗ 
halten der deutſchen Fortſchrittspartei. Zum Schluß forderte er 
die Wahlmänner auf, an der Kandidatur des Stadt: 
raths Zelle feſtzuhalten und demſelben am nächſten Mon⸗ 
tage geſchloſſen ihre Stimme zu geben. Der mehr als (iise 
ſtündige Vortrag, über den wir einen näheren Bericht uns vor⸗ 
behalten, rief in der Verſammlung vielen Beifall hervor. Nach 
demſelben drückte die Verſammlung in Folge der Aufforderung 
des Vorſitzenden dem Redner ihren Dank durch allgemeines Auf⸗ 
ſtehen aus. 

. K ² v.; . ENER I 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Darmſtadt, 31. Oktober. Die zweite Kammer hat den 
Verkauf des heſſiſchen Antheils an der Main-Weſer⸗Bahn in 
namentlicher Abſtimmung mit 31 gegen 17 Stimmen abgelehnt. 

Wien, 30. Oktober. Abgeordnetenhaus. Abendſitzung. 
Bei der fortgeſetzten Adreßdebatte erklärte der Miniſterpräſident, 
Graf Taaffe, das Miniſterium habe ſich die ſchwierige Aufgabe 
geſtellt, eine Verſtändigung und Verſöhnung zwiſchen den Par⸗ 
teien herbeizuführen. Eine Vermittlerrolle ſei eine undankbare, 
aber in dieſem Falle eine patriotiſche. Das Miniſterium ſei kein 
Parteiminiſterium. Wäre es ein ſolches, dann könnte es nicht 
geeignet fein, über den Parteien zu ſtehen. Solle eine Verſöh⸗ 
nung zu Stande kommen, ſo müſſe ein theoretiſcher Kampf ver⸗ 
mieden werden, denn der Beſtand der Verfaſſung und die 
Rechts wirkſamkeit derſelben könne und dürfe nicht mehr in Frage 
kommen. Da aber der Adreßentwurf der Majorität, abgeſehen 
von einzelnen herben Worten, welche im Laufe der Debatte gefallen 
ſeien, gerade in jener politiſchen Richtung, auf welche die 
Aktion der Regierung abziele und welche eine Verſtändigung 
der entgegengeſetzten politiſchen Parteianſchauungen auf dem 
Gebiete praktiſcher Fragen und die Vermeidung jeden Haders 
auf ſtaatsrechtlichem Gebiete bezwecke, ſich dem Geiſte und dem 
Wortlaute der Thronrede anſchließe, ſo könne die Regierung nur 
empfehlen, den Adreßentwurf der Majorität als Grundlage für 
die Spezialdebatte anzunehmen. (Lebhafter Beifall rechts.) Hier⸗ 
nach wurde der Antrag auf Schluß der Debatte bei namentlicher 
Abſtimmung mit 168 gegen 130 Stimmen angenommen und ſo⸗ 
dann der Schluß der heutigen Sitzung beſchloſſen. — Morgen 
werden die Generalredner ſprechen. 

Wien, 31. Oktober. Vom Abgeordnetenhauſe wurde der 
Adreßentwurf der Minorität in der Generaldebatte bei nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 176 gegen 155 Stimmen abgelehnt, da⸗ 
gegen der Adreßentwurf der Majorität mit 176 gegen 162 
Stimmen angenommen. Der Miniſterpräſident, Graf Taaffe, 
gab die Erklärung ab, daß ſich das Miniſterium, weil über den 
Parteien ſtehend, an der Spezialdebatte nicht betheiligen werde. 
Der Adreßentwurf wurde darauf in zweiter und dritter Leſung 
angenommen. 

Peſt, 30. Oktober. Der „Peſter Lloyd“ veröffentlicht die 
Zirkulardepeſche, welche der rumäniſche Miniſter des Auswärtigen, 
Boeresku, über die Judenfrage an die Vertreter Rumäniens bei 
den berliner Signatarmächten gerichtet hat. In derſelben wird 
zunächſt mit Genugthuung konſtatirt, daß die Annahme des 
modifizirten Geſetzes über Reviſion des Art. 7 der rumäniſchen 
Verfaſſung die Geiſter beſchwichtigt, große gefährliche Agitationen 
beruhigt und große Gefahren ſchwinden gemacht habe. 
Gegen den urſpringlichen Regierungs-Entwurf habe ſich 
ſowohl in der Kammer, wie allenthalben im Lande, ein 
ſo lebhafter Widerſpruch erhoben, daß die Gefahr ernſt⸗ 
licher Unruhen eine unmittelbar bevorſtehende geworden 
ſei und daß vorausſichtlich die Iſraeliten die erſten Opfer 
der Unruhen geworden ſein würden. In normalen Zeiten 
würde unter ſolchen Umſtänden das Kabinet demiſſionirt haben, 
allein dann wäre die Oppoſition ans Ruder gekommen, dieſelbe 
würde einen ihren Anſichten entſprechenden Geſetzentwurf eingebracht 
und damit ernſtliche Einwendungen von Außen hervorgerufen haben. 
Ein anderer Ausweg würde die Auflöſung der Kammer geweſen 
ſein, aber die Vornahme von Neuwahlen würde das Signal zu 
a gemeinen und tiefgehenden Erſchütterungeu gegeben haben. Als 
der vernünftigſte Ausweg ſei alſo nichts als ein Kompromiß mit 
der Oppoſition übrig geblieben. Die Regierung habe die meiſt 
nur formellen Modifikationen des erſten Entwurfs angenommen, 
die weſentlichen Grundlagen des urſprünglichen Entwurfs der 
Regierung aber ſeien unberührt geblieben, dieſe Grundlagen gipfel- 
ten darin, daß das Prinzip der bürgerlichen und politiſchen Gleich— 
heit in die Konſtitution aufgenommen und daß mit der praktiſchen 
Durchführung deſſelben ſofort begonnen werde. Beides ſei er- 
reicht; die Regierung hoffe, daß die Signatarmächte dieſer 
Löſung, welche den Beſtimmungen des berliner Vertrags voll- 
ſtändig entſpreche, zuſtimmen würden. 

Wie der „Peſter Lloyd“ ferner wiſſen will, wäre das 
Demiſſionsgeſuch des öſterreichiſch-ungariſchen Botſchafters in 
Konſtantinopel, Grafen Zichy, angenommen worden. 


Sotuthampt n, 30. Cofto ot, Der Dampfer des norddeutſchen 
Lloyd „Moſer“ ut hier eingetroffen. 


Verantwortlicher Redakteur: 9. Bauer in Poſen. 
Für den Inhalt der 88 Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 
Produkten ⸗Courſe. 


eininger 
Silberrente di 
Lo 


Papierrente 59. Goldrente 693. Ung. Goldrente 824. 1860er Looſe 
244. 1862er Looſe 304,00. Ung. Staatsl. 187,00. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
741. Böhm. Weſtbahn 165. Eliſabethb. 1503. Nordweſtb. 1224. 
Galizier 2063. Franzoſen“) Lombarden“) 658. Italiener 
—.—. 1877er Ruſſen 88%. II. Orientanl. 60. Zentr.⸗Pacific 1083. 
9 per medio rein. per ultimo ` 
each Schluß der Börſe: Kreditaktien 232}. Franzoſen 227. 


II. Orientanleihe — Galizier —. Ungar. Goldrente 823. 
Frankfurt a. M., 31. Oktober. Effekten⸗Sozietät. 
234. Franzoſen 2274. Lombarden — 1 — 
Galizier 207}, Silberrente —. Oeſterreich. Papierrente —. 
Goldrente 824. II. Orientanleihe 604. III. O 
Wien, 31. Oktober. (Schluß⸗Fourſe. 
drückt, ſonſt beſſer; junge SE begehrt. 
Papierrente 68,175. Sil 
1 Goldrente 94,70. 
‚ID 


o. 96,00. ZE 9,28}. 

100,00. Marknoten 57,50. Ruſſiſche Banknoten 1,232. 

Wien, 31. Oktober. Week Kreditaktien 265,25. Franzoſen 

261.75, Galizier 239,75, Anglo⸗Auſtr. 134,00, Lombarden 75,50, 

8 68,30, öſterreich. Goldrente 80,65, ungar. Goldrente 94,90, 
arknoten 57,45, Napoleons 9,284, öſterr.⸗ungar. Bank 386,00. Feſt, 

junge Bahnen begehrt. Gi 

Florenz, 31. Oktober. 5 pCt. Italieniſche Rente 89,65. Gold 22,92. 

Paris, 30. Oktober. Boulevard⸗Verkehr. 3proz. Rente 80,72}, Anz 
leihe von 1872 116,40, Italiener 78,25, Türken 11,50, Türkenlooſe 
—,—, öfterreih. Goldrente —, ungar. Goldrente 834, III. Orientan⸗ 
leihe 61.923, Egypter 240,623. Weichend. 

Paris, 31. Oktober. Sehr matt. 

3 pro, amortiſirb. Rente 81,80. Zproz. Rente 80,45. Anleihe de 
1872 116,35. Italien. 5proz. Rente 78,40. Oeſterr. Goldrente 694. 
Ung. Goldrente 833. Ruſſen de 1877 913. Franzoſen 570,00. Lom⸗ 
bardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 173,75. Lombardiſche Prioritäten 257,00. 
Türken de 1865 11,47}. $ 

Credit mobilier 642, Spanier Be 1575, do. inter. 14}, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 690, Banque ottomane 512, Societe generale 515, Credit 
toncier 980, Egypter 239. Banque de Paris 815, Banque d'escompke 
907, Banque hypothecaire 640, III. Orientanleihe 613, Türkenlooſe —.—. 
Londoner Wechſel 25,254. 


888, 5 D. Tür! 
1054, Oeſterr. Silbe 


Ate 30. Oktober. Wechſel auf London 2543. IL. Orient⸗ 
Anleihe 903. II. 

Newyork, 30. Oktbr.“) (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold 
4 D. 80 ©. We ſel auf Paris 5,234. _5pCt. fundirte Anleihe 103}. 
4p Ct. fundirte Anleihe von 1877 1024. Erie⸗Bahn 384. Central⸗Paciſic 
110}. Newyork Centralbahn 129%. f i 

Köln, 31. Oktober. (Getreidemarkt.) Weizen hieſiger loco 23,50, 
fremder loco 23,00, pr. November 22,80, pr. März 23,70. Roggen loco 
18,00, pr. November 15,95, pr. März 16,70. Hafer loco 14,50. Rüböl 
loco 29,50, pr. Oktober 29,40, Mai 29,90. 

Bremen, 31. Oktbr. Petroleum feſt. (Schlußbericht.) Stan⸗ 
dard white loko 7,70, pr. November 7,70, pr. Dezember 7,90, pr. Ja⸗ 
nuar⸗März 8,00. 8 

Hamburg, 31. Oktober. (Getreidemarkt.) Weizen loko ruhig, auf 
Termine feſter. Roggen loko ſtill, auf Termine feſter. Weizen 
Oktober⸗Nov. 230 Br. 229 Gd., per April⸗Mai 232 Br., 23 E 
Roggen per Oktober⸗November 160 Br., 159 Gd., per April⸗Mai 161 
Br., 160 Gd. Hafer ſtill. Gerſte ruhig. Rüböl "näi er Ok⸗ 
tober 57, per Mai 59. Spiritus feſt, per Oktober 484 Br., per 
November⸗Dezember 484 Br., per Dezember⸗Januar 48} Br., E April⸗ 
Mai 464 Br. Kaffee ſtetig, eg 3000 Sack. Petroleum behauptet, 
Standard white loko 8,00 Br., 7,80 Gd., per Oktober 7,80 Gd., per 
November⸗Dezember 8.00 Gd. — Wetter: Schön. 


Marktpreiſe in Breslau ams3l. Oktober 1879. 


Feſtſetzungen leichte Waare 


der ſtädtiſchen Markt⸗ 
Deputation. 
Weizen, weißer 
Weizen, gelber 19 40 
Roggen, pro — ——1—— 2 — 
Roggen, 100 17 20 16 90] 16 70 | 16 30 
Gerſte, neue . 15 90 15 301490 14 40 
Hafer, alter Kilog. a E, 
dir? neuer 12 80 12 40 
rbſen 40 | 15 60 14 70 
Pro 100 Kilogramm fein mittel | ordinäre 
Raps „„ 2 1 | 251925 
Rübſen, Winter frucht 21 50 251825 
Rübſen, Sommerfrucht 22 — 19 50 16 50 
Dette... 19d . 
Sclagleinjaat . 25 5023 50 220 — 
Haufe „ — 116 - 
Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother unverändert per 50 Kilogramm 


3540 —45—49 M. weißer preishaltend 45—55—66—70 M., hochfeiner 
über Notiz bez. Ke ohne Aenderung per 50 Kilogr. 6,40—6,60 M. 
fremde 6 — 6,30 M. — Leinkuchen ohne Aenderung, per 50 Kg. 9,70 
bis 9,90 M., fremde —.— Mark. Thymothee behauptet per 50 Kilo S 
14—17—20 Mark. — Lupinen: ohne Angebot per 100 Kilogr. gelbe 
7,40—7,70—8,50, blaue 7,30—7,50—8,40 Mrk. Heu, per 50 Kilogr. 2,50 
bis 3,— M. Stroh, per Schock 600 Kilogr. 19,00— 22,00 M. Kartoffeln 
per Sack (2 Neuſcheſſel a 75 Pfd. Brutto = 150 Klgr.) beſte 3,00 bis 
3,50—4,50 M. geringere 2,50 —3,00 M., per Neuſcheffel (75 Pfd. Wier" 
beſte 1,50—1,75—2,25 M. geringere 1,25—1,50 M. per 2 Ltr. 0,10—1 
M. Mehl unverändert, per 100 Klg. Weizen fein 33,50--3400 M. 
Roggen fein 28,50 —29,50 M. oer 27,50—28,50 M., Roggen⸗ 
Futtermehl 10,00 — 11,00 M. Weizenkleie 8,40—8,70 M. 


eſſ. Ludwigsb. 79. H AN Ae Aarb ` 


Tr 


er 


SI, ne Tai aka 


SS 


KE a ER Ze Au ff 


nach Qualität 


Deene 23 200 bez., 
bis 2203 bez., per Dezember⸗Januar d be 
—,— bez., per April⸗ 


bezahlt. — 


Digue, gef. Feiner Ruſſ. 1 g. K. 


1574 M. bezahlt. 
—158 bez. 
5 1 


Droen 
1583—15 


595—159—159} bez. 
April⸗Mai 1 


“or 01: 20,50—21,50 M., per Oktober 22,40 bez., . Oktober⸗November 
en 1 7 5 en | ee A Ek 
2, her anuar- Februar 5—22 

Meier gm pr A000 Site Bahn Bl. TË bez, per April Mai 23,60" bis 23,50 bis 23,60 Mart bezahlt. — 

RS Soin er — M. ab Bahn bez. Negulirungspreis f. d. Kün⸗ Gelündigt — Ctr. Zaiten N für die Kündigung —.— be: 
EM. Gekündigt 2000 Ctr. Per Oktober 224 — 220] bez., zablt. — Oelſaat Kilo Winter⸗Raps 210-5 Mark, 
ver, November⸗Dezember 224 September Dftober —— . November⸗Dezember —.— bz., Winter: 
bez., per Januar⸗Februar Rübſen 205-228 M., September⸗Oktober —.— A November⸗De⸗ 
ai 34—236 ber Mars Juni 236—237} N. Haff —.— bz. — Rüböl we? 100 Kilo loko ohne Faß 53,5 
Roggen per 1000 ie Jm. 8 bis 183 M. nach flüſſig —— M., mit Faß — per Oktober 53,8—53,5—53,6 
be Inländ. 180 M. bezahlt, Da Öftober- November SCH SE bez., per November: 
Ruſſiſcher —— M. ab Kahn bez. WT BD: mier 53,8—53,5—53,6 fei EM ember 5 bez per Jan.⸗ 
. r Oktober * ebr. — bez., per April⸗ Mai 6250.04 bezahlt, per Mai⸗Juni —— 
Oktober⸗Nopbr. 1585 bis 157 158 bezahlt, bezahlt. Gekündigt — Centner. — Regulirungspreis für die 
bei 1583—156$—157$ bez., per Neit? „Januar Kin 5 . bez., . — bz. — 5 per 100 Kilo loko 

per Januar⸗Februar 16 151 ie 62 bez, Petroleum per 100, Kilo loto — — M., per Ok⸗ 
1651166 bezahlt, 1850 uni 165 E 84 206 bez., per Oktober⸗November 23,4 bis 23,6 bez., per 
— Gerſte per 600 Kilo sta 140 | November⸗Dezember 23,4—23,6 bezahlt, per Dezember⸗Januar EG 


18 ad bis 165 bezahlt. 


Berlin, 31. Oktober. 
eford. 


MES EE = 


nach Qualität gefordert. 


bis Se 

135 Cé 155 er zen gefordert. Ru licher 136—140 Zen 

bez., 91 u. Weſtpreußiſcher . 
Böhmiſcher 140—145 bezahlt, 

bez. Gekündigt — Gg — 


merſcher 142—14 
ſiſcher 138 —145 Ce 


tober 136 M., 


136 M., per April⸗ Mai 147 bez. 


waare 175210 M., 
1000 Kilo loko 145—149 bez. 


Bahn bezahlt, Amerikaniſcher — f. W 


100 Kilo brutto 00: 32,50 bis 30,00 M. 
29,00—27,00 M. — Roggenmehl inkl. Ge? 0: 2 . 250 N. 


Berlin, 31. Oktober. 
tere Fortſchritte Bra: auch 


wartet und in der 


ebot einzelner in der letzten Zeit raſch geſtiegener Werthe. 
tung der Verhältniſſe in Paris war keineswegs eine günſtige; 
die Spekulation fand andererſeits keinen Grund, den auswärtigen Mel⸗ 
8 folgen, und die Haltung befeſtigte ſich, 
e etwas geringer erſchien, als an 
Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile, Dort⸗ 
munder Union und Kreditaktien vermochten ihre geſtrige Kurshöhe 


dungen in ihrer Stimmung 
wenngleich der Umfang des 
Tagen. 


den letztvergangenen 


daher eine matte Börſe er⸗ der recht feſt, da der Verkaufsvertrag endlich zur Vorlage in den ru⸗ 

That herrſchte bei Eröffnung ein 3 An: mäniſchen Zeen kommt. Die internationalen Spielpapiere lagen 
Die Auf eher ſchwach; auch öſterreichiſche Renten und Looſe büßten eine Klei⸗ 

aber | nigfeit ein und lagen ſtill, ruſſiſche Werthe ſetzten abgeſchwächt ein, 


egulirungspreis — bezahlt 
per Oktober⸗November 136 M., 


Futterwaare 165—174 


An der pariſer Börſe hat die Baiſſe wei⸗ 
hier wur 


bis 24,3 bez., 
bez., per September⸗ tober 23,7 bez. 
rungspreis — die gen ng —.— bez. 
Liter loko ohne Za 56,0 5,8--56,0 a 
bez., per Oktober⸗ 

zember 56,0—55,8—55,9 bezahlt, 


1 
1 000 Kilo Ge Gekündigt — Ctr. 


[ —.— 
Ga ad "o Ze 


per Novbr.-Dezember per Dezember⸗Januar 


Si b 1000 Kil per April⸗Mai 58,5—58,3—58,4 bez., per Mai⸗Juni 58,7 58,5 bez. 
Ben 1. — = Set 9 55 Gekündigt 40,000 Liter. Negulirungspreis für Die Kündigung 55,7 
Bin Qualität. Rumäniſcher — ab bezahlt. (B. B.⸗Z.) 


Wetter: 


Stettin, 31. Oktober. (An der Börſe. 


8 SR 
Temp. + 65 R. Barometer 28,7.MWind: 


5 vr 


erholten ſich aber und wurden als feſt bezeichnet. Se Ss großes Ge⸗ 


ee fand in öſterreichiſchen Nordweſtbahn⸗Aktien Lit. A 


ilberpreiſes vorausſetzt. 


Domm. H.⸗B. 1. 1205 101,50 G Bank: u. Kredit⸗Aktien. Eiſenbahn Stamm Aktien. 
Fonds: H. Aktien: Für 2 do. II. IV. 1105 96,50 bz G Badiſche Bank 4 105,50 B Aachen⸗Maſtricht | 17,50 bz 
Berlin, den 31. Oktober 1879 omm. III. rkz. 1005 95,50 bz G Sein: el Sa 34,00 15 G HAltona⸗Kiel 4 133.90 bz 
Preußiſche Fonds⸗ und Geld: r. B.⸗C.⸗H.⸗Br. rz. 5 101,50 bz G Bk. f. Sprit⸗u. Pr.⸗H HES 50 bz G Bergiſ g, Märkiſche 4 92,00 bz 
Courſe. do. do. 100 5 100,00 bz G Berl. ie Geſ. 4 | 77,00 bz G Berlin⸗Anhalt 4 98, 75 ba 
Conſol. Anleihe 4104,50 bz o. do. 115 2 99,00 bz & | do. Kaſſen⸗Verein. 4 1168,25 ba G Berlin⸗Dresden 4 | 12,00 bäi 
do. neue 1876 97,00 bz r. C.⸗B.⸗Pfdbr. kd. 47 101,50 Breslauer Disk.⸗Bk. 4 92,25 SG G PBerlin⸗Görlitz 4 16,70 bz 
Staats⸗Anleihe 97,20 bz do. unk. rückz. 1105 110,00 B Centralbk. f. 4 8,40 bz G BBerlin⸗Hamburg 4 180,25 bz 
Staats⸗ Se 96,00 bz do. (1872 u. 74) 4 Centralbk. f. J. u. 904 60,25 8 G [Brl.⸗Potsd.⸗Magd. 4 93,40 bz 
Od.⸗Deichb.⸗Obl. do. (1872 u. 73) | Soburger Credit⸗ 84,00 bz © Berlin⸗Stettin 4 108,90 bz 
BR Stadt⸗Obl. 4102,80 bz do. (1874) 5 Coln. Wechslerbank ` 95,75 8 Bresl.⸗Schw.⸗Frbg. 4 87,50 bz 
do. 35 92,25 bz = Hyp. e, = = 431100,00 G Danziger Privatb. 4 105,50 C Cöln⸗Minden 142.20 bz 
Edi. d d. B. Kfm. 47 05 102,50 bz G Darmſtädter Bank 4 138,75 9 & | do. Lit. 
brie fe: ie Bob. ch 5 102,75 G do. Zettelbankſ4 1103,60 lle⸗Sorau⸗Guben 4 14,00 bz 
Lech 1 102,75 bz 47 100,00 G Véi Creditb. 4 71,50 © PHann.⸗Altenbeken 4 | 13,40 bz 
107,00 bz 5 99,50 bz G do. Landesbank 4 124,50 G | do. II. Serie 
Smart, Central 97,00 bz 4 90,00 bz G ge Bank 4 131,00 bz G Märkiſch⸗ ek 4 23,25 bzG 
Kur⸗ u. Neumärk. 91,00 bz 5 110, Sa 4 108,50 6 B Magd.⸗Halberſtadt 4 6 40 Wi 
- do. neue 87,50 bz Si mp Zant 4 | 85,50 NE F 
do. 97.75 bz B Ausländiſche Fonds. do. Necchsbant. 40 175 3.40 ba B do. do 
do. neue isconto⸗Comm. 4 173.00 bz B Münſter⸗Hamm 4 
N. Brandbg. red. 4 Apr. bg. SS E % H ewe Bank 18 ` 91,25 ba & Diederfchl.-Märt. |4 | 98,00 5 
: reußiſche 33 86,90 b. Ven Sal ) d do. Handelsb. 4 | 48,50 0 ordhauſen⸗Erfurt 4 23,00 ba 
"E EE EEN Geht POT age 
5 o. Grundkredb. d o. it. B. 33 143,00 bz 
86,75 G Rosi Hubner) 1 | 83,10 bz G do. Lit. C. 5 
7.50 önigsb. Vereinsb. 4 87,50 bz Oſtpreuß. Südbahn 4 51,20 bz 
3.102,60 bz a Leipziger Ereditb. 1 144.00 bz B Mechte Sveruferb. 4 132,80 bz 
cl 1 neue 97,50 bz G 5 do. Discontob. 4 79,00 6 B Rheiniſche 4 147,60 bz 
ächſiſch 96,50 bz e agdeb. Privatb. 4 112.00 o. Lit. B. v. St gar. 4 | 95,75 bz 
Schleſi gt a 89, 40 bz Mecklb. Fi Le 58,50 G Rhein⸗Nahebahn 4 10,40 
do. alte A. u. C. do. Hypoth.⸗B 67,90 G Stargard⸗ Bol 45.102,25 d 
do. neue A. u. C. D Ge Greditbf. ih 83,90 8 G ir Phe 4143,50 bzG 
Weſtpr. ritterſch. 330 86,75 G do. Hypothekenbk. 4 | 91,50 v. St.gar. 4 95,40 bz 
do. „70 bz Niederlauſitzer Bank 91.75 bz G do. Lit. C v. St gar. 4103,00 
do. É 101,50 8 G Leg Go I. 6 r Norddeutſche Bank 4 151,00 bz G [Weimar⸗Geraer 44 46,10 bzG 
G II. Serie re ee Ga, 5 | 40,70 bz G am htabahr 20.40 Gë 
o. neue 5 eſterr. Kredit rechtsbahn 5 20.40 bz 
43/101,80 bz do. „ II. 6 Poſener . 44,50 bz Amſterd.⸗Notterd. 4 123,00 b. 
Nentenbriefe: EE 6 8 a etersb. Intern. Bk. 4 95,90 8 Aufiig-T 20 4 Kae bi 
Kur- u. Neumürk. 4 | 98,60 b Pune b. Dblg. 10800 8  hRojen.Landmwirtbicht | 63,50 0 ohm, Westbahn 5 | 83:30 bc 
Pommerſche 0 b Finnische Seat ` — 40.00 kv el See Bank 107,5 G Breſt⸗Graſewo 4 47.50 bz 
Poſenſche 98,20 bz Ruf. Ken e 5 Preuß. Bank⸗Anth. 43 Breſt⸗Kiew 4 
A n. A 98,20 b; do Engl. A. 18225 do. Bodenkredit ! 64,50 bz © Dux⸗Bodenbach 14 ! 36,50 bz 
hein⸗ u. Weſtfäl 98,75 b a 25 — Zentralbdn. 4 127,25 bz B Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 75,50 ba 
Sächſiſche Se dy 5 . PR ale 3 86,25 G 7 ⸗Spielh. 4 113,00 bz G SCH Franz Joſeph 5 | 65,40 bz 
Schleſiſche 99,25 bz G uff. fund. A. 18705 86.75 G cba ⸗Handelsbk ` 79,25 bz Karl dudwig. 55 104.00 bz 
Souvereignes 20,92 55 Di, mi. 4.1870 | 87.00 hn ET, ( 8000 D e EE, 5 | 4950 Ze 
„ f { auſ. Bankv. ; E aſchau⸗Oderberg 5 „30 b. 
20⸗Franksſtücke 16,15 bz G d — ek? | 87,00 bi Schleſ. 1 4 102,25 9 G Ludwigsb.⸗Berbach 4 190,75 SCH 
Kee r an o. do. 18775 | 88,80 bz Eüdd. Bodenkredit!! 1122,75 er 4 | 2m 5 
2 an * it 5 5 ainz⸗Ludwigsh. d 
Ge 16,67 d ei 1 1864 5 Le d G Induſtrie Aen, Oberbefl. v. St: gar. 5 S 
500 Gr. do. do. v. 1866 5 115150 b G Brauerei Patzenhof. 4 MER „50 B Oeſtr. 100 Staatsb. 5 
Belt Schaz do. 5. A. Stiegl. 5 02.80 oi annenb. Kattun. 50 B do. Nordw.⸗B. 5 244,50 bz 
O. ein Er 18 0.65 do. 6. do. do. 5 84.25 bz G Deutſche Bau eſ. 4 60,00 bz G do. Litt. B. 5 123,00 b bz 
E anfnot 30,65 bz d Pol. Sch.⸗Obl. 1 85,20 bh tſch. Eiſenb. Bau.“ 6.90 bz B Pleichenb.Rardubit 4 46,75 bj 
` wt CH, De 6 do. leine 8560 U Dunn ele: 1 P 7 5 EEN Rud.⸗Bahn ) 61,20 436 
8 1118, 4.5 | 637 Donnersmarckhütte ! 47,75 bz © Miask⸗Wyas 5 
Ruf. war N Ag bz deen ZER Ill. €. 12 | 63,70 bz cl Mole, Di d 15,50 bz ee 4 | 43,90 bz 
3 Fonds. Li 4 5 ; gell. Maſch.⸗Akt. 4 209,25 bz G Piufi.Staatsba 5 1135,00 bös 
EA a @ Milt. d 150% 0.10 b & Cibmannsd Spin. 2.00 G Sie Anon, 4 13.50 de 
eff. Toi a0 Th. 5 bz G bo. do. v. 18696 | Flora f. Charlottenb. 4 Schweizer 11 4 0 15,25 65 
ad. Pr.⸗A. v. 67. 4 1131,80 G do. Looſe vollgez. 3 34.00 G Friſt u. Roßm. Näh. (4 36,00 bz G Südöſterr (Lomb.) 4 
do. 35 fl. Obligat. 17175 bz B ! * . Bergw. 1 1113,60 b Turnau⸗ Prag d. 41,20 b; 
Bair, Präm.⸗Anl. 4 1. bz B o W ech et 8 vk Georg⸗Marienhutteſ ! 79,75 bz B Vorarlberger 5 | 62,00 G 
en Sr 740 89,60 bz Amſterd. 100 fl. 8 K KE zn 11 66,00 bz G [Warſchau⸗Wien 4 252,00 G 
i ES d do. 1 Immobilien (Verl.) 4 75,00 ba G 
Def S e H 2060 55 dehk Ze? 1 Nn. 8 8 I Hramſta, Leinen⸗ 5. | 84,50 Eiſenbahn⸗ Stammprioritäten. 
u. Pu. An 2 A do. do. 3 M auchhammer 33,50 bz G Altenburg⸗Zeitz 5 
SH 5 ſdbr. 5 113,75 bj Paris 100 Fr. 8 T. Laurahütte 92,20 bz B Berlin⸗Dresden 5 28, 10 ba 
5 bth. 5 111,25 b Zu än, 100 F. 5 Luiſe Tiefb.⸗Bergw. 1 56,25 bz G Berlin⸗Görlizer 5 58.75 b 
d Ca) e 3 186,00 8 100 F. 25 D Magdeburg Bergw. 4 120,00 bz B Breslau⸗Warſchau 4 
übecker Pr An. 3180,25 b Aten dit Währ. 357 173,75 b [Aartenbüt.Bergw. 1 | 67,75 G, f palle⸗Sorqu⸗Gub. 5 | 60,00 bog 
Mecklenb. 5 35 89,00 G Wien. öſt. W So M. 172.75 bp Men dem u. Ke B.! 73,00 bz G 9 Altenbek. 5 | 29,70 ba 
rnit er Wb u b Petersb. 100R. 308 21710 05 5 Eiſ.⸗Bed. hi 47,40 bz S 7 II. a 5 
. ` D 3 M. 212 ſten 4 Leipz.⸗Gaſchw 5 
SC er SE 3 /150,00 bz G Warth RS 21420 80 d Phönix B.⸗A. Lit. 4 4 72,9 bz G [Märkiſch⸗Poſen 5 96,50 bet 
ar C. = Sen; 5 103,90 B Phönix B.⸗A. Lit. B. | Magd.⸗Halberſt. B. 31 85,30 b 
d 43 97.90 d 3G o Zinsfuß der Reichs⸗ Bank fürſhtedenhütte 154,75 G do. do. C. 5 115,50 bz G 
Se Se unk. 5 102.50 d B MBechiel 4}, für Lombard 5 pCt. BanfNhem.-Naii. Bergw. 78,50 bz G Marienb.⸗Mlawka 5 84,75 3 
D 98, by G diskonto in Amſterdam 3, Heeren — hein. Geh Ind. IG Nordhauſen⸗Erfurt 5 81,00 ba 
CH b. 101,60 B. Brüſſel 34, Frankfurt a. M. 4, Ham⸗Stobwaſſe . 21,00 bz G Oberlauſitzer 5 
a ber -H. A. 5 90,50 ba G Pourg — „Leipzig —, London 2, ParisſUnter den Anden 6,50 bz G Oſtpreuß. Südbahn 95 
d u 4 ` P 95,10 bz 
o. Dm rer 5 92.50 bi & B, Petersburg 6, Mien 4 pot. Wöhlert Maſchinen ! 16,90 bz G Poſen⸗Creuzburg 15 62,75 ba G 


Druck und Verlag von W. Decker u. Co. (E. Nöſtel) in Polen. 


per Januar⸗ Februar 25,2 bezahlt, per April⸗ Mai —.— 
Reguli⸗ 
Spiritus per 100 
per KSC 55,9—55,7 
kovember 55,9—55,7 bezahlt, per Rovember-De. 
ezah 


Leicht bewölkt. 
Weizen feſter, per 1000 
Kilo ſoko gelber inländ. 212-293 M, weißer 220 bis 236 W. ver 


Oktober 225 M. nom., per Frühjahr 228—230 M. bez. 
feſter, per 1000 Kilo loko inländiſcher 165 bis 168 M., Ruſſiſcher 
er Oktober 156,5 M. 

übjahr 159—160 M. bez. u. 
e? bis 158 M., Futter: 


* 159 M., 
Gd., per 


1000 


Chevalier 170 bis 176 M. bez. — 

länd. 133 bis 140 M. Ruſſiſcher 12 
Kilo loko Futter⸗ 148 — 155 
Kilo loko 215 bis 235 Mark, per Oktober 230 M. nom., 
nom. — Winterraps per 1000 Kilo 


1000 


Mai 
Mk. 


M. Br., auswärti es ohne Faß —.— Én 

per Oktober⸗November 545 M. B 
— Spiritus Anfan 8 x 

loko ohne Faß 55,2 


M. 


bez., 
bis 56, 25 M. bez. 
10,000 Liter pCt. 


En geng —— 


Kilo loko Brau⸗ 


250 M. 


A — 


ORT em. ae 


Gëss att 1515 S 
Br. — Gerſte ftill, * 
132 bis 140 M., 
afer fülle, per 1000 Kilo loko in⸗ 

132 M. Erbſen ſtille, per 

M. — Winterrübſen ſtill, per 1000 

per hi 

loko 220 bis 238 


bez., per 


— Rüböl matt, per 100 Kilo loko ohne Faß bei Gier 55 


eh» per 
De SE Wi 55 
ießt fetter 
be 


k. bez., kurze Lieferung 
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nicht ganz aufrecht zu erhalten; dagegen lagen Rumänier ſofort wie⸗ 


ſtatt; über⸗ 
gaupt waren ſämmtliche auf Silber lautende öſterreichiſche Aktien und 
Een beliebt, da die Spekulation eine weitere Steigerung des 

Die gegen baar gehandelten Aktien lagen 


M. bez., per Oktober, Oktober = November und Sopeimber-Degeinber 
54,8—54,9 M. bez. per n 55,3 M. bez., per Januar⸗ 
Februar 55,9 M. Br. und Gd. per Frül bi? 57,5—58—58,9 bez., 
57,8 M. Br. und Gd. — Angemeldet: 1000 Gi Weizen. Petroleum 
loko 11,75 M. verſt. bez., alte Ufance 8,1 M. tr. bez. Regulirungs⸗ 
preis 8 M. tr. (Oſtſee⸗Itg.) 
— — 
Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 1879. 
Barometer Ther⸗ 
Datum. Stunde. 260 über mo⸗ Wind. Wolkenform. 
8 | Der Oſtſee. meter. Sé 
31. Okt. Nachm. 2287 (911 755 SO 0-1] trübe St Cu-st 
31. = Abnds. 10027“ 102 41DSD 0:1] ganz heiter 
1. Aw. Moras. 6027“ 1085-+ 42 OSO 1-2) trübe St 
im Ganzen ſtill, waren aber ziemlich gut behauptet. Anlagewerthe 
fanden wenig Beachtung; ruſſiſche Anleihen lagen ſtill aber ziemlich 
eſt; ausländiſche Eiſenbahn⸗ a HR erhielten ſich in ziemlich guter 
frage. In der zweiten Stunde befeſtigte ſich die Haltung; neben den 
Spekulationspapieren, unter denen öſterreichiſche Werthe rege Beachtung 
fanden, erholten ſich vorzugsweiſe auch Induſtriewerthe; Schwarzkopff 
lebhaft; Warſteiner begehrt. Per Ultimo notirte man Franzoſen 
4575,50, Lombarden 134—2,50, Kreditaktien 467—8—7,50, Disfonto- | * 
Kommandit = Antheile 172, 75—2,40—3,25, Anhalter zogen an. Der 7 
Schluß war feſt. * 
echte Oderuf Bahn 5 132,00 bz [Oberſchleſ. v. 1874 1 585 D | 
umäniſche o N bn 8 ce SA | 
. o. 
Saal⸗Unſtrutbahn 5 do. dei 56 
Tilſit⸗Inſterbueg 5 | 82,10 bz do. aw eat EI 
Weimar⸗Geraer 35 — eh u Vo]. Kéi 
o. + 
Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗ do. UA ! 
Obligationen. Ivreuß. Fi 4 101,70 6 
ach.⸗Maſtricht AE 98,00 G 0. itt. 
br 5 11.5 101,50 B do. Litt. C. eu 
do. III. echte-Oder-Ufer 4101,60 G 
erg.⸗Märkiſche 1. 4101,50 G heiniſche 4 | 96.50 G 
0. II. 4101.50 B do. v. St. gar. 33 
do. III. p. St. g. 3 88,10 an | do. v. 1858, 60 4101.80 & 
do. do. Dn. B. 3 88,10 bt ] do. v. 1862, 644 101,80 G 
do. do. Litt. C. 35 84,00 6 do. v. 1865 47,101.80 G 
do. IV. 4 do. 1869, 71,73 4001.80 G 
do. vu 101,75 bz Une v. 1874, 775 101.90 bü 
be. Kr 4101.75 b5® Nahe v. St. g. 4102,50 bat 
1146000560 6 d do. 4102.50 16 t 
EE 114 96,00 0 431101,00 ` 
bo. en 96,00 G . ` b 
do. Buff Elb Pr 4 
do. do. MAI 4 00 B 
1 EI SC 95,50 © 4 008 
do. Nordb Fr. 28. D 101,50 G 
x ar r. Zu D Ausländiſche Prioritäten. 
o. 0. i } 
| Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 80,50 bz 
Bein Anhalt 4 Gal. Karl⸗Ludwigl. | 88,60 © 
do. ® 45 101,20 G do. do. 1.5 87,30 G 
c EE 
Berlin⸗Görlitz 5 101,5 © ſeemberg⸗ 12 
de. be Län Béil 6,10 5 Totem d 730 Wë 
Berlin⸗Hamburg 4 | 98,75 ai "Ee 10 5 6975 05 
bo 5 498,75 B g V.5 665 3 
111.15 102.25 bh do. 5 | 66,50 Wë 
Ce Ptsd. N. ZS A 8 Mähr. Schl. “= fr. 26,80 bzG 
do. do. 0/4 9700 9 Mainz⸗ en 2 n 
1411101,50 9 do. 
Se 8 d 4410100 & ra rz. Sale 66 00 * 
in⸗Stetti 41(101.25 C H Ergänz „60 w 
we es Oeſterr⸗Irs Seb. > 1030 Em 
do. do. III. 4 | 96,40 57 do. II. Em. 5 103,00 1216) 
do. IV. v. St. g. 4 102.80 G Dejtert. Nordweſt 5 83,30 bz 
do. VI. do. 4 9600 e Oeſt.Nrdwſtb. Lit Bi 78,80 bz 
do. VII. 47 101,50 d ede. Geld Pporit. 5 
resl.⸗Schw.⸗Freib. 14) Kronpr. See SEI | 75,40 bau 
do. do. Litt. (. 4% do. do. 186915 | 74,90 CR 
do. do. Lätt. Hu 99,90 bz de, do, 18725 | 74,75 
do. do. Litt. LA ab Graz Pr. A. 4 | 84,30 bie 
do. do. 1876 5 1104,10 Lë über, (Fon 73,75 d 
Cöln⸗Minden IV. | 96,25 b üdöſterr (Lomb.) 3 1254,90 bj 
do. do. V. | 96,09 € do. do. neue 255,00 bj 
do. do. FI. 4101,30 bz > = Ek | 
alle-Sorau- Guben N 10250 0 do. de 1 
do. 0 e S 
nov.litendE. 1. 1 100.0 Ido. do. 187% 
vo. o. 4100,00 B do. do. Oblig. KR 88, 5 Mä 
do. Il. 4 101% B Breſt⸗Graſewo 5 84.25 
Märkiſch⸗Poſener 4101,00 ö. bartow Aſow g. 5 82, 8 
Magd.⸗Halberſtadt Ab 101.30 0 do. in Lſtr. a 20 405 85,75 CH 
do. do. de 1865/41 101,00 G hark⸗Krementſch. \5 88,90 
do. do. de 1873.41 100,75 136 e 90,00 bp 
do. L A Lu 103 25 bz slow⸗Woron. ar 5 2 
di | 95. 0 Ge d We a 
do. V ursk⸗ 2 91, 
E en Zb 83.25 G Ka. Cu | 81,60 
Niederich. Mart. . | 98. 6 eine, gar. 15 | 96,90 by 
do. 11.0024 tür. 1 1 9656 Km 15 128,70 bj 
do. Sbl. J u. l. 499 o festen 15 1100,25 wë 
do. do. II conv. 4 | 97,50 W [Nos Smolensk 15 918 8 
berſchleſiſche A | ` Schujasivanow. 5 | 91,25 € 
berſchleſiſche B. 21 ler 5 | Goen 00 
. ne 8 
5 SS H | Warſchau⸗Wien 11.15 101.00 9 
do. E. 31 89,75 B = aus ‚20 5 
a 1411109 . 5 96, 
ch 25 hi 102. © JSarskoe-Selo | 73,00 05 
do. H. 4102,50 B 
do. v. 1869 4/102, 10 G — 
do. v. 1873 4 


